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Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 


1 . Abgeordneter 
Bernhard 
Kaster 

(CDU/CSU) 


Für welchen Zeitraum erhält der auf Bitte des 
Bundeskanzlers, Gerhard Schröder, vom Bun- 
despräsidenten in den einstweiligen Ruhestand 
versetzte Regierungssprecher Uwe-Karsten 
Heye welche Art von Bezügen? 


Antwort des Chefs des Presse- und Informationsamtes und 
Sprechers der Bundesregierung, Staatssekretär Bela Anda 
vom 6. Mai 2003 

Die Art der Bezüge richtet sich gegenwärtig nach den beamtenversor- 
gungsrechtlichen Regelungen. Ein in den einstweiligen Ruhestand ver- 
setzter Beamter erhält danach für den Monat, in dem ihm die Verset- 
zung in den einstweiligen Ruhestand mitgeteilt worden ist und für die 
folgenden drei Monate die Bezüge nach dem zuletzt verliehenen Amt 
(§ 4 Abs. 1 Bundesbesoldungsgesetz). Sodann erhält er ein Ruhege- 
halt, dessen Dauer und Höhe gemäß § 14 Abs. 6 ggf. i.V. m. § 69c 
Beamtenversorgungsgesetz individuell unterschiedlich ist, maximal 
jedoch für fünf Jahre gezahlt wird. Spätestens mit Erreichen der Pen- 
sionsgrenze gilt der in den einstweiligen Ruhestand versetzte Beamte 
als dauernd in den Ruhestand versetzt. Er erhält damit ein Ruhege- 
halt, das sich nach den allgemeinen versorgungsrechtlichen Regelun- 
gen richtet. 


2. Abgeordneter 

Bernhard 

Kaster 

(CDU/CSU) 


Nach welchem Berechnungsmodus werden die 
Versorgungsbezüge von Uwe-Karsten Heye in- 
folge der Versetzung in den einstweiligen Ru- 
hestand bei Beginn der Tätigkeit als General- 
konsul in New York gekürzt? 


Antwort des Chefs des Presse- und Informationsamtes und 
Sprechers der Bundesregierung, Staatssekretär Bela Anda 
vom 6. Mai 2003 

Das Zusammentreffen von Versorgungsbezügen mit Einkünften eines 
Beamten richtet sich nach § 53 Beamtenversorgungsgesetz. 


3. Abgeordneter 

Bernhard 

Kaster 

(CDU/CSU) 


Handelt es sich bei der Tätigkeit von Uwe- 
Karsten Heye als Generalkonsul um eine Tä- 
tigkeit, die im Sinne von § 39 Bundesbeamten- 
gesetz entsprechend gehandhabt wird? 
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Antwort des Chefs des Presse- und Informationsamtes und 
Sprechers der Bundesregierung, Staatssekretär Bela Anda 
vom 6. Mai 2003 

Eine entsprechende Handhabung des § 39 Bundesbeamtengesetz wird 
für die Berufung bereits deswegen nicht in Betracht kommen, weil 
Uwe-Karsten Heye ihr zugestimmt hat. 


4. Abgeordneter 
Bernhard 
Kaster 

(CDU/CSU) 


Ist es mit den Grundzügen einer Versetzung in 
den einstweiligen Ruhestand vereinbar, dass 
laut aktueller Internetseite deutschland.de (Bei- 
rat) Staatssekretär a. D. Uwe-Karsten Heye 
weiterhin ehrenamtlich für das Bundespresse- 
amt tätig ist? 


Antwort des Chefs des Presse- und Informationsamtes und 
Sprecher der Bundesregierung, Staatssekretär Bela Anda 
vom 6. Mai 2003 

Der Beirat des Deutschlands-Portals www.deutschland.de hat die Auf- 
gabe, die Qualität des Deutschland-Portals zu begutachten, der Redak- 
tion beratend zur Seite zu stehen und mithilfe eines Voting-Moduls 
über aktuelle Fragestellungen abzustimmen. Darüber hinaus steht er 
dem Betreiber des Deutschland-Portals beratend zur Seite. Die Mit- 
glieder sind Personen des öffentlichen Lebens. Sie repräsentieren un- 
terschiedliche Gruppen und Interessen, bringen ihre individuellen Er- 
fahrungen sowie ein breit gefächtertes Spektrum an Fachwissen ein. 
In regelmäßigen virtuellen Sitzungen prüft dieser Expertenrat ehren- 
amtlich die Inhalte, testet die Funktionalität und gibt auch neue Im- 
pulse. Neben Staatssekretär a. D. Uwe-Karsten Heye ist mit Staats- 
sekretär a. D. Peter Hausmann ein weiterer ehemaliger Chef des 
Presse- und Informationsamtes der Bundesregierung und Regierungs- 
sprecher ehrenamtlich im Beirat tätig. Eine Vergütung wird für die 
Mitglieder des Beirates nicht gewährt, auch eine Aufwandsentschädi- 
gung wird seitens des Amtes nicht gezahlt. Das Presse- und Informati- 
onsamt der Bundesregierung ist lediglich der Auftraggeber des Inter- 
netportals. 

Aufgrund der Aufgabe des Beirates ist es mit den Grundzügen einer 
Versetzung in den einstweiligen Ruhestand vereinbar, dass Staats- 
sekretär a. D. Uwe-Karsten Heye ehrenamtlich im Beirat für das 
Deutschland-Portal tätig ist. Dabei handelt es sich nicht um eine eh- 
renamtliche Tätigkeit für das Presse- und Informationsamt der Bun- 
desregierung, sondern für die ARGE deutschland.de als Betreiber 
und Anbieter des Portals. 


5. Abgeordneter 

Martin 

Hohmann 

(CDU/CSU) 


Welche Planungen zu Holocaust-Mahnmalen 
- auch anderer Opfergruppen als der ermorde- 
ten Juden Europas - sind der Bundesregierung 
bekannt, und inwieweit beabsichtigt die Bun- 
desregierung das Gedenken an die jeweiligen 
Opfergruppen zu unterstützen (Berliner Zei- 
tung vom 18. März 2003)? 
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Antwort der Beauftragten der Bundesregierung 

für Kultur und Medien, Staatsministerin Dr. Christina Weiss 

vom 14. April 2003 

Am 25. Juni 1999 hat der Deutsche Bundestag die Errichtung eines 
Denkmals für die ermordeten Juden Europas mit großer Mehrheit be- 
schlossen. In dem Beschluss heißt es weiter: „Die Bundesrepublik 
Deutschland bleibt verpflichtet, der anderen Opfer des Nationalsozia- 
lismus würdig zu gedenken.“ Die Stiftung Denkmal für die ermorde- 
ten Juden Europas solle dazu beitragen, „die Erinnerung an alle Opfer 
des Nationalsozialismus und ihre Würdigung in geeigneter Weise 
sicherzustellen“. 

Mit dem Bau des Denkmals für die ermordeten Juden Europas wurde 
am 4. April 2003 begonnen. 

In der Planung sind ein Denkmal für die ermordeten Sinti und Roma 
sowie ein Denkmal für die homosexuellen NS-Opfer. 

Die Errichtung des Denkmals für die ermordeten Sinti und Roma 
durch den Bund wurde bereits 1992 von der damaligen Bundesregie- 
rung zugesagt. Die jetzige Bundesregierung hat diese Zusage mehr- 
fach bestätigt und zuletzt in der Koalitionsvereinbarung vom Oktober 
2002 festgehalten. Dort wurde auch die Unterstützung für das eben- 
falls seit längerem diskutierte Denkmal für die von den Nationalsozi- 
alisten ermordeten Homosexuellen in Aussicht gestellt: „Parallel zur 
Errichtung des Denkmals für die ermordeten Juden Europas sowie 
des Denkmals für die ermordeten Sinti und Roma soll an zentraler 
Stelle in Berlin auch ein Gedenkort für die homosexuellen Opfer des 
NS-Regimes entstehen.“ Berlin hat sich bereit erklärt, die erforderli- 
chen Grundstücke im Tiergarten zur Verfügung zu stellen. 


6. Abgeordneter 

Eckart 
von Klaeden 

(CDU/CSU) 


Hält die Bundesregierung daran fest, dass die 
Bestellung von Dr. Burkhard Hirsch vom 
2. Eebruar 2000 zum Vorermittlungsführer vor 
dem 4. Dezember 2000 beendet wurde (vgl. 
Bundestagsdrucksache 14/4915), und falls ja, 
wie erklärt sich die Bundesregierung den von 
Dr. Burkhard Hirsch vermittelten Eindruck 
(z. B. in den ARD-Tagesthemen vom 17. April 
2003), er sei in dieser Angelegenheit weiterhin 
informiert? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Frank- Walter Steinmeier 
vom 2. Mai 2003 

Bundestagsvizepräsident und Eandesminister a. D. Dr. Burkhard 
Hirsch hat sich als ehemaliger Ermittlungsführer zur Erage der ver- 
missten „Eeuna-Akten“ geäußert und festgestellt, dass seine Untersu- 
chungsergebnisse weiterhin richtig sind. Auch die Bundesregierung 
wird dies in ihrer Stellungnahme an die Staatsanwaltschaft Bonn noch- 
mals klarstellen. 



Drucksache 15/980 


-4- 


Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


7. Abgeordneter 

Eckart 
von Klaeden 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung die Akte 50 Js 816/00 
StA Bonn (Ermittlungsverfahren wegen angeb- 
licher Datenlöschungen usw.) bekannt, und 
falls ja, hält sie aufgrund der darin enthaltenen 
Niederschriften über die Vernehmung von 
Dr. Burkhard Hirsch sowie von Zeugen, 
die unzulässige Vernehmungsmethoden von 
Dr. Burkhard Hirsch gegenüber der Staatsan- 
waltschaft behaupteten (vgl. hierzu auch Bun- 
destagsdrucksache 14/9300, S. 432), auch im 
Nachhinein Dr. Burkhard Hirsch für einen ge- 
eigneten Ermittlungsführer im disziplinären 
Vorverfahren? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Frank- Walter Steinmeier 
vom 2. Mai 2003 

Die Behauptung unzulässiger Vernehmungsmethoden hat das Bundes- 
kanzleramt bereits mehrfach geprüft und zurückgewiesen. Neben der 
allgemein unbestrittenen persönlichen Integrität von Dr. Burkhard 
Hirsch sprechen auch die Umstände der Zeugenvernehmungen gegen 
eine solche Unterstellung. Alle Befragungen sind in Anwesenheit meh- 
rerer Personen durchgeführt worden (auf Wunsch auch in Anwesen- 
heit von Rechtsbeiständen). Darüber hinaus sind alle Zeugen vor je- 
dem Gespräch über die ihnen zustehenden Rechte aufgeklärt worden. 


8. Abgeordneter 

Erwin 

Marschewski 

(Recklinghausen) 

(CDU/CSU) 


Inwieweit sind Presseberichte zutreffend, wo- 
nach die Bundesregierung plant, das Sieben- 
bürgische Museum in Gundelsheim lediglich 
noch als „museales Schaufenster“ durch Ver- 
änderung der bisherigen Struktur der Einrich- 
tung fördern zu wollen (Quelle: Siebenbürgi- 
sche Zeitung vom 15. April 2003) und wie be- 
gründet die Bundesregierung dies vor dem 
Hintergrund des Wesensgehalts des § 96 Bun- 
desvertriebenengesetz (BVEG), der bestimmt, 
„... Archive, Museen und Bibliotheken zu 
sichern, ergänzen und auszuwerten . . .“? 


Antwort der Beauftragten der Bundesregierung 

für Kultur und Medien, Staatsministerin Dr. Christina Weiss 

vom 30. April 2003 

Der Bericht in der „Siebenbürgischen Zeitung“ vom 15. April 2003 ist 
zutreffend. Diese Absicht steht nicht im Widerspruch zu § 96 BVEG, 
denn mit diesem Ansatz soll, nachdem andere Maßn a hmen nicht zum 
Erfolg geführt haben, sichergestellt werden, dass auch weiterhin wert- 
volles siebenbürgisches Kulturgut der Öffentlichkeit präsentiert wer- 
den kann. 



Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


- 5 - 


Drucksache 15/980 


9. Abgeordneter 

Erwin 

Marschewski 

(Recklinghausen) 

(CDU/CSU) 


Wie begründet die Bundesregierung ihr Fest- 
halten an dem Vorhaben, das Museum in Gun- 
delsheim gegen den erklärten Willen des Trä- 
gers aus dem bestehenden Komplex von Mu- 
seum, Archiv und Bibliothek herauszulösen 
und zum Donauschwäbischen Museum nach 
Ulm zu verlagern vor dem Hintergrund der 
sich aus dem § 96 BVFG ergebenden Ver- 
pflichtung, die Träger der Vertriebenenkultur- 
arbeit zu fördern? 


Antwort der Beauftragten der Bundesregierung 

für Kultur und Medien, Staatsministerin Dr. Christina Weiss 

vom 30. April 2003 

Die Konzeption zur Erforschung und Präsentation deutscher Kultur 
und Geschichte im östlichen Europa (Bundestagsdrucksache 14/4586 
vom 26. Oktober 2000) sieht eine Verlegung des Siebenbürgischen 
Museums nach Ulm zwecks Herstellung eines wirkungsvollen Ver- 
bunds mit dem Donauschwäbischen Zentralmuseum vor. Diese Über- 
legungen waren erforderlich geworden, nachdem eine umfassende 
Modernisierung des Siebenbürgischen Museums in Gundelsheim im 
Jahre 1997 mit rund einer Mio. DM öffentlicher Mittel nicht den er- 
hofften Zuwachs in den Besucherzahlen erbracht hat. Das Verhältnis 
von jährlichem Fördervolumen von 489 000 Euro und einem derzeiti- 
gen Besucheraufkommen von weniger als 3 600 Personen pro Jahr 
kann von der BKM nicht akzeptiert werden. 

Bereits im November 1999 waren sich der Museumsträger und der 
Bund in Bezug auf eine Verlegung des Museums nach Ulm einig. Bei 
dieser Lösung war allerdings der Siebenbürgische Kulturrat mit Bib- 
liothek und Archiv nicht einbezogen, weil der Bund für diese Einrich- 
tungen keine Förderkompetenz besitzt und von einer inhaltlichen Zu- 
sammenarbeit dieser Einrichtungen praktisch gar nicht gesprochen 
werden kann. Im Jahre 1999 hatte sich die BKM bereit erklärt, für 
einen musealen Neuanfang in Ulm, einem ungleich besseren Standort 
als Gundelsheim mit entsprechenden Synergieeffekten wegen des 
benachbarten Donauschwäbischen Zentralmuseums, 9 Mio. DM zur 
Verfügung zu stellen. Darüber hinaus war die BKM bereit, in Gun- 
delsheim ein museales Schaufenster zu belassen und auch zu fördern. 

Zu Beginn des Jahres 2000 kündigten die Verantwortlichen bei den 
Siebenbürger Sachsen diesen Konsens auf; für sie war der Zusammen- 
halt aller Einrichtungen in Gundelsheim wichtiger als eine Weiter- 
entwicklung des Museums und seiner Attraktivität in Ulm. Dabei 
war den Siebenbürger Sachsen bewusst, dass ein Verbleiben des 
Museums in Gundelsheim Auswirkungen auf die institutioneile För- 
derung werde haben müssen. Dennoch haben sie dieses außerordent- 
liche Angebot ausgeschlagen (vgl. die Antworten der Bundesregierung 
auf die mündlichen Fragen des Abgeordneten Hartmut Koschyk 
in der 217. Sitzung des Deutschen Bundestages, 14. Wahlperiode, 
S. 215 16 ff.). 
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Vor diesem Hintergrund hat die BKM entschieden, dass 

• die Bereitstellung von 9 Mio. DM für einen Museumsneubau in 
Ulm endgültig zurückgezogen, 

• die institutioneile Förderung des Museums in Gundelsheim erheb- 
lich zurückgefahren und 

• ab 30. September 2004 der Bund nur noch ein museales Schaufens- 
ter in Gundeslheim fördern wird. 

Die BKM ist sich ihrer Verantwortung für die Erhaltung und Präsen- 
tation siebenbürgisch-sächsischen Kulturgutes und damit auch der Er- 
füllung des Gesetzesauftrags nach § 96 BVFG bewusst. Sie ist deshalb 
bereit, ein museales Schaufenster in Gundelsheim weiter zu belassen 
und zu fördern und überdies eine museale Koordinatorenstelle mit 
Schwerpunkt Donauraum - somit in besonderer Weise auch auf die 
Siebenbürger Sachsen ausgerichtet - einzurichten. Mittelfristig wird 
bei dieser Konstellation überdies daran gedacht, das Donauschwäbi- 
sche Zentralmuseum in Ulm im Zuge einer künftigen Neugestaltung 
seiner ständigen Ausstellung um einen siebenbürgisch-sächsischen 
Ausstellungsbereich auf Dauer zu erweitern. 


Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


10. Abgeordneter 
Hermann 
Gröhe 

(CDU/CSU) 


Aus welchen Gründen haben auf dem ASEM- 
IV-Gipfeltreffen vom 22. bis 24. September 
2002 keine Gespräche zwischen der Bundesre- 
gierung und Vertretern der Volksrepublik Viet- 
nam stattgefunden, obwohl der Deutsche Bun- 
destag am 28. Juni 2002 die Bundesregierung 
einstimmig dazu aufgefordert hat, das Thema 
Menschenrechte gegenüber Vietnam auch bei 
dem ASEM-Treffen zur Sprache zu bringen 
(vgl. Antwort des Staatsministers beim Aus- 
wärtigen Amt, Hans Martin Bury, vom 26. Fe- 
bruar 2003, auf die schriftliche Frage 5 des 
Abgeordneten Holger Haibach in Bundes- 
tagsdrucksache 15/512 und Bundestagsdruck- 
sache 14/8483 i.V. m. Bundestagsdrucksache 
14/9484)? 


Antwort des Staatssekretärs Jürgen Chrobog 
vom 25. April 2003 

Aufgrund der terminlichen Nähe des ASEM-Gipfels zur Bundestags- 
wahl war es der Bundesregierung nicht möglich, auf politischer Ebene 
in Kopenhagen vertreten zu sein. Daher waren die Gelegenheiten für 
bilaterale Gespräche eingeschränkt. Gespräche mit Vertretern Viet- 
nams fanden - wie in der Antwort des Staatsministers Hans Martin 
Bury vom 26. Februar 2003 auf die schriftliche Frage 5 des Abgeord- 
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neten Holger Haibach in Bundestagsdrucksache 15/512 bereits ausge- 
führt - dementsprechend auf dem Gipfel nicht statt. Die Bundesregie- 
rung wird den Bundestagsbeschlüssen entsprechend den Dialog mit 
der Regierung Vietnams weiterführen und sich für die Verbesserung 
der dortigen Menschenrechtslage einsetzen. 


11. Abgeordneter 
Hermann 
Gröhe 

(CDU/CSU) 


Wie bewertet die Bundesregierung die Situati- 
on im indischen Bundesstaat Gujarat vier Mo- 
nate nach der Regionalwahl im Dezember 
2002, die der Hindunationalistischen Partei 
BJP eine Zweidrittelmehrheit gebracht hatte? 


Antwort des Staatssekretärs Jürgen Chrobog 
vom 25. April 2003 

Die Bundesregierung verfolgt die Entwicklung der Menschenrechtsla- 
ge im indischen Bundesstaat Gujarat seit den gewalttätigen Unruhen 
Anfang letzten Jahres mit besonderer Aufmerksamkeit. Vier Monate 
nach der Regionalwahl im Dezember 2002 erscheint die Lage nach 
den Erkenntnissen der Bundesregierung stabil. 


12. Abgeordneter 
Hermann 
Gröhe 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung das neue 
Religionsgesetz im indischen Bundesstaat Gu- 
jarat, das den Wechsel zu einer anderen Reli- 
gion verbietet und Ausnahmen nur nach vor- 
heriger Genehmigung durch örtliche Behörden 
zulässt? 


Antwort des Staatssekretärs Jürgen Chrobog 
vom 25. April 2003 

Die Bundesregierung verfolgt die innerindische Diskussion um die 
Wahrung der säkularen Tradition des Landes mit Interesse und hat 
mit Aufmerksamkeit zur Kenntnis genommen, dass es Überlegungen 
gibt, vor dem High Court von Gujarat ein Verfahren gegen das Gesetz 
anzustrengen. 


13. Abgeordneter 
Hermann 
Gröhe 

(CDU/CSU) 


Hat die Bundesregierung gegenüber der indi- 
schen Regierung Kritik an dem Religionsge- 
setz vorgetragen, und wenn ja, wie reagierte 
diese? 


Antwort des Staatssekretärs Jürgen Chrobog 
vom 25. April 2003 

Eür die Bundesregierung hat die Wahrung der indischen Verfassungs- 
prinzipien und der Tradition Indiens als säkulare und tolerante Demo- 
kratie hohe Bedeutung. Dies ist der indischen Regierung bekannt. Die 
Bundesregierung hat gegenüber der indischen Regierung keine Kritik 
an dem vom Landesparlament in Gujarat verabschiedeten Religions- 
gesetz vorgetragen. 
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14. Abgeordneter 
Steffen 
Kampeter 

(CDU/CSU) 


Welche Schlussfolgerungen hinsichtlich der Fi- 
nanzierung und inhaltlichen Ausrichtung des 
Deutschen Orient-Instituts Hamburg zieht die 
Bundesregierung vor dem Hintergrund der im 
Artikel „In Deutschland fand Saddam immer 
eine helfende Hand“ (WELT am SONNTAG 
vom 20. April 2003) aufgestellten, unwider- 
sprochenen Behauptung, dass angeblich über 
Jahre hinweg mit Duldung des Deutschen 
Orient-Instituts Hamburg durch dessen Mitar- 
beiter A. A. Agitation für das Regime Saddam 
Husseins im Irak betrieben und dadurch mit 
Steuermitteln unterstützt worden ist? 


Antwort der Staatsministerin Kerstin Müller 
vom 6. Mai 2003 

Das Deutsche Orient-Institut in Hamburg (DOI) hat keinerlei Agita- 
tion für das frühere irakische Regime geleistet. Der Leiter des Instituts 
hat versichert, dass der in dem von Ihnen erwähnten Presseartikel ge- 
nannte DOI-Mitarbeiter im Rahmen seiner Institutstätigkeit ebenfalls 
nicht entsprechend aktiv geworden ist. 

Aus Sicht der Bundesregierung leistet das Deutsche Orient-Institut 
wertvolle wissenschaftliche Arbeit. Wie die anderen drei Regionalinsti- 
tute des Institutsverbundes Deutsches Übersee-Institut wird es u. a. 
auch aus Bundesmitteln gefördert. Daneben finanziert sich das Institut 
aus Zuwendungen der Behörde für Wirtschaft und Arbeit des Landes 
Hamburg sowie aus Drittmitteln. Im Jahr 2002 betrug die Förderung 
aus Mitteln des Auswärtigen Amts 385 000 Euro. 


15. Abgeordneter 

Erwin 

Marschewski 

(Recklinghausen) 

(CDU/CSU) 


Wie bewertet die Bundesregierung die Ant- 
wort des tschechischen Staatspräsidenten 
Vaclav Klaus zu der Frage nach einer „politi- 
schen Geste“ gegenüber den Sudetendeut- 
schen, die auch vom Europäischen Parlament 
gefordert worden ist: „Ich bin nicht sicher, ob 
eine weitere Geste nötig ist.“ (Frankfurter All- 
gemeine Zeitung vom 10. April 2003) und wo- 
rin könnte aus Sicht der Bundesregierung eine 
solche „politische Geste“ bestehen? 


Antwort des Staatsministers Hans Martin Bury 
vom 30. April 2003 

Wesentliche Grundlage der deutsch-tschechischen Beziehungen ist die 
von den damaligen Regierungschefs Dr. Helmut Kohl und Vaclav 
Klaus Unterzeichnete Deutsch-Tschechische Erklärung vom Januar 
1997. Der tschechische Staatspräsident Vaclav Klaus hat sich mehr- 
fach, so auch kurz nach seinem Amtsantritt, am 7. März 2003 zu die- 
ser Erklärung bekannt. Darüber hinaus bezeichnete er am 15. März 
2003 die Vertreibung als aus heutiger Sicht „nicht akzeptable Tat“. 
Hierzu äußerte der Vorsitzende des Auswärtigen Ausschusses des Eu- 
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ropäischen Parlaments, Elmar Brok (CDU), die Ansicht, dass damit 
die vom Europäischen Parlament erwartete politische Geste vollzogen 
worden sei. 

Im Übrigen wird auf die Antwort der Bundesregierung auf Ihre Prä- 
ge 9 verwiesen (vgl. Bundestagsdrucksache Nr. 15/791 vom 4. April 
2003). 


16. Abgeordneter 

Erwin 

Marschewski 

(Recklinghausen) 

(CDU/CSU) 


Inwieweit und ggf. mit welchem Ergebnis wur- 
den im Rahmen des Besuches des tschechi- 
schen Staatspräsidenten Vaclav Klaus in 
Deutschland offene, sich aus der Vertreibung 
der Deutschen aus der Tschechoslowakei erge- 
bende Prägen erörtert? 


Antwort des Staatsministers Hans Martin Bury 
vom 30. April 2003 

Die jetzige wie auch alle vorhergehenden Bundesregierungen halten 
die Vertreibung und entschädigungslose Enteignung der Deutschen 
aus der Tschechoslowakei für völkerrechtswidrig. Der tschechischen 
Seite ist diese Auffassung bekannt. Mit der Deutsch-Tschechischen Er- 
klärung von 1997 bleibt „jede Seite ihrer Rechtsordnung verpflichtet 
(. . .) und respektiert, dass die andere Seite eine andere Rechtsauffas- 
sung hat“. Beide Seiten haben sich verpflichtet, ihre Beziehungen auf 
die Zukunft auszurichten und nicht mit aus der Vergangenheit herrüh- 
renden rechtlichen und politischen Prägen zu belasten. Die Bundesre- 
gierung bleibt dieser Aufgabe auch weiterhin treu. 

In den Gesprächen mit Staatspräsident Vaclav Klaus am 10. April 
2003 in Berlin ging es um die weitere Ausgestaltung der bilateralen Be- 
ziehungen vor dem Hintergrund der derzeitigen Entwicklungen in der 
europäischen und internationalen Politik. Unter den Gesprächspart- 
nern herrschte Einvernehmen, dass die Deutsch-Tschechische Erklä- 
rung von 1997 weiterhin Grundlage für die bilateralen Beziehungen 
bleibt. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums des Innern 


17. Abgeordneter 
Wolfgang 
Bosbach 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, dass die ca. 200 000 jährlich ver- 
mittelten Saisonarbeitnehmer wie von statisti- 
schen Ämtern mitgeteilt in den jährlichen Zah- 
len über die Zuwanderung in der Regel nicht 
enthalten sind, weil erst ab einer Aufenthalts- 
dauer von zwei Monaten eine Pflicht zur 
Anmeldung eines Wohnsitzes mit der Polge 
der Registrierung der Wanderungsstatistik be- 
steht? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Ute Vogt 
vom 28. April 2003 

Saisonarbeitnehmer werden in der amtlichen Wanderungsstatistik 
(Zu- und Fortzugsstatistik) erfasst. Es ist unzutreffend, dass generell 
erst ab einer Aufenthaltsdauer von zwei Monaten eine Pflicht zur An- 
meldung eines Wohnsitzes besteht. Vielmehr unterliegt der weitaus 
größte Teil der Saisonarbeitnehmer der allgemeinen Meldepflicht. 

Nach den Meldegesetzen aller Bundesländer hat sich ein Einwohner 
bei der Meldebehörde anzumelden, wenn er eine Wohnung bezieht 
bzw. abzumelden, wenn er aus einer Wohnung auszieht und keine 
neue Wohnung im Inland bezieht (allgemeine Meldepflicht). Die Mel- 
depflicht gilt grundsätzlich für alle Einwohner, wobei zwischen Deut- 
schen und Ausländern nicht unterschieden wird. Als Einwohner defi- 
niert § 1 Abs. 1 Satz 1 des Melderechtsrahmengesetzes (MRRG) die 
im Zuständigkeitsbereich der Meldebehörden wohnhaften Personen. 
Die nach den Grundsätzen im Merkblatt für Arbeitgeber zur Vermitt- 
lung und Beschäftigung ausländischer Saisonarbeitnehmer von der 
Bundesanstalt für Arbeit bereitzustellende angemessene Unterkunft 
entspricht dem Wohnungsbegriff der Meldegesetze. 

§16 Abs. 1 MRRG (alt) eröffnete den Ländern die Möglichkeit, 
durch Landesrecht Ausnahmen von der allgemeinen Meldepflicht u. a. 
für Ausländer bei vorübergehendem Aufenthalt bis zu zwei Monaten 
zuzulassen. 

Saisonarbeitnehmer können sich für eine Beschäftigung in der Land- 
und Forstwirtschaft, im Hotel- und Gaststättengewerbe, in der Obst- 
und Gemüseverarbeitung sowie in Sägewerken bis zu drei Monate im 
Kalenderjahr in Deutschland aufhalten, so dass sie grundsätzlich nach 
Landesrecht von der allgemeinen Meldepflicht befreit sein können, so- 
weit ihr Aufenthalt zwei Monate nicht überschreitet. 

- Die Frist von zwei Monaten haben lediglich die Länder Niedersach- 
sen und Nordrhein-Westfalen voll ausgeschöpft, wobei sich die Aus- 
nahmeregelung in Nordrhein-Westfalen auf ausländische „Besu- 
cher“ beschränkt. Da die Saisonarbeitnehmer zum Zwecke der Er- 
werbstätigkeit nach Deutschland kommen und nicht zu Besuchs- 
zwecken, kommt diese (eingeschränkte) Ausnahmeregelung für sie 
nicht zur Anwendung. 

- In Baden-Württemberg und Sachsen gilt eine Frist von einem Mo- 
nat. 

- Schleswig-Holstein und Sachsen-Anhalt sehen in ihren Meldegeset- 
zen eine Verordnungsermächtigung vor, die es den Innenministe- 
rien erlaubt, Ausnahmen bis zu zwei Monate zuzulassen. Beide 
Bundesländer haben jedoch von der Verordnungsermächtigung kei- 
nen Gebrauch gemacht. 

- Alle anderen Bundesländer haben keine Ausnahmeregelung getrof- 
fen. 

Dies bedeutet, dass nur in drei Bundesländern überhaupt Ausnahme- 
regelungen bestehen, die Saisonarbeitnehmer teilweise von der allge- 
meinen Meldepflicht befreien, wobei in Baden-Württemberg und 
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Sachsen der Aufenthalt dann einen Monat nicht übersteigen darf, so 
dass fraglich ist, ob jene Ausnahmebestimmung für diese Personen- 
gruppe dann überhaupt in bedeutsamer Weise relevant ist. 


18. Abgeordneter 
Wolfgang 
Bosbach 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, dass demgegenüber der Migra- 
tionsbericht 1999 der Bundesregierung be- 
hauptet, dass die Zuwanderungszahl auch die 
Saisonarbeiter einschließt? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Ute Vogt 
vom 28. April 2003 

Die Bundesregierung hat im Jahr 1999 keinen Migrationsbericht he- 
rausgegeben. Soweit hier der Migrationsbericht der Beauftragten der 
Bundesregierung für Ausländerfragen angesprochen ist, beantwortet 
sich die Frage, ob und inwieweit Saisonarbeitnehmer in die Wande- 
rungsstatistik eingehen, bereits aus der Beantwortung der Frage 17. 


19. Abgeordneter 

Dr. Hans Georg 
Faust 

(CDU/CSU) 


Durch welche Maßnahmen wird die Bundesre- 
gierung das Versprechen von Bundeskanzler 
Gerhard Schröder umsetzen, wonach Leipzigs 
Oberbürgermeister Wolfgang Tiefensee „... 
auf die bedingungslose Unterstützung der Bun- 
desregierung ...“ (zitiert aus der Berliner Zei- 
tung vom 14. April 2003) bei der internationa- 
len Bewerbung als Austragungsort der Olympi- 
schen Sommerspiele 2012 bauen kann, und 
welche finanziellen Auswirkungen werden 
diese Maßnahmen voraussichtlich haben (bitte 
einzeln auflisten)? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Göttrik Wewer 
vom 5. Mai 2003 

Internationale Sportgroßveranstaltungen wie die Olympischen Spiele 
sind sportlich-kulturelle Ereignisse, die weltweit größte Aufmerksam- 
keit finden. Sie haben positive Wirkungen für Sportbegeisterung und 
Völkerverständigung, Infrastruktur und gesamtwirtschaftliche Ent- 
wicklung. Die Bundesregierung wird deshalb die Bewerbung um die 
Olympischen Sommerspiele 2012 mit großem Engagement unterstüt- 
zen, wie sie es erfolgreich bei der Bewerbung um die Fußball- 
Weltmeisterschaft 2006 praktiziert hat. 

Das Nationale Olympische Komitee, die Bewerberstadt Leipzig und 
die Segelstadt Rostock haben vor wenigen Tagen die Leipzig 2012 
GmbH gegründet, deren Aufgabe die Bewerbung um die Sommer- 
spiele 2012 ist. Zunächst sind kurzfristig die Organe der Gesellschaft 
zu bilden. Die Bundesregierung wird sich sowohl in der Gremien- als 
auch in der praktischen Arbeit beispielsweise bei der Erstellung der 
Bewerbungsunterlagen nach besten Kräften engagieren. Zu den finan- 
ziellen Auswirkungen dieses Engagements können zum gegenwärtigen 
Zeitpunkt noch keine Angaben gemacht werden. 
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20. Abgeordneter 

Albrecht 

Felbel 

(CDU/CSU) 


Wie viele Berater hat die Bundesregierung seit 
Beginn der 14. Legislaturperiode über die ein- 
zelnen Bundesministerien zur Unterstützung 
ihrer Tätigkeit hinzugezogen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Göttrik Wewer 
vom 2. Mai 2003 

Die Bundesregierung hat seit Beginn der 14. Legislaturperiode 361 
Berater über die einzelnen Bundesministerien zur Unterstützung ihrer 
Tätigkeit hinzugezogen. 

Unter Beratern im Sinne der Fragestellung werden solche Einzelper- 
sonen oder Firmen verstanden, die auf vertraglicher Basis im Auftrag 
eines Ministeriums beratend tätig geworden sind. 


21. Abgeordneter 

Jürgen 

Klimke 

(CDU/CSU) 


Über welchen Bestand an Fahrzeugen welchen 
Alters verfügt das Technische Hilfswerk 
(THW)? 


Antwort des Staatssekretärs Lutz Diwell 
vom 22. April 2003 

Fahrzeugbestand des THW und Alter der Fahrzeuge ergeben sich aus 
der nachfolgenden Tabelle. Die regelmäßige Wartung der Fahrzeuge 
- einmal jährlich - einschließlich eventueller Instandsetzungsarbeiten 
ist durch Rahmenverträge mit Vertragswerkstätten sichergestellt. Hier 
werden auch die Haupt- und Sonderuntersuchungen (TÜV) durchge- 
führt. Die Fahrzeuge des THW sind technisch in Ordnung und ein- 
satzfähig. 

Notwendige Aussonderungen werden unter Einschaltung von Fahr- 
zeugsachverständigen auf der Grundlage einer vom Bundesministe- 
rium der Finanzen erstellten Reparaturkostentabelle vorgenommen. 
Maßgebend ist der zu erwartende Reparaturkostenaufwand in Abhän- 
gigkeit zum Fahrzeugalter. Insgesamt muss die Fahrzeugliste im Zu- 
sammenhang mit der Entwicklung des Haushaltsansatzes für das 
THW gesehen werden, der in den vergangenen Jahren deutlich erhöht 
wurde. Dieser stieg von rd. 91 Mio. Euro im Jahr 1998 auf 132,4 Mio. 
Euro in 2002 an, was einer Steigerung um rd. 46 % entspricht. Auch 
im Jahr 2003 steht dem THW in etwa der gleiche Ansatz wie 2002 zur 
Verfügung. Mit den zusätzlichen Mitteln wurde das THW in die Lage 
versetzt, verstärkt Fahrzeugbeschaffungen (z. B. 66 Mannschaftstrans- 
portwagen (MTW), 17 Gerätekraftwagen und 22 MTW für die Ju- 
gendgruppen im Jahr 2002) durchzuführen. 



Stand: April 2003 


Altersstruktur der Eiusatz-Fahrzeuge der Bundesaustalt Techuisches Hilfswerk 2003 


Alter 

25 und 
älter 

24 

23 

22 

21 

20 

19 

18 

17 

16 

15 

14 

13 

12 

11 

10 

9 

8 

7 

6 

5 

4 

3 

2 

1 

0 

Gesamt 

Baujahr 

1978 

1979 

1980 

1981 

1982 

1983 

1984 

1985 

1986 

1987 

1988 

1989 

1990 

1991 

1992 

1993 

1994 

1995 

1996 

1997 

1998 

1999 

2000 

2001 

2002 

2003 


Gerätekraft- 




























10 

12 

125 

74 

78 

112 

109 

238 

203 

147 

100 

9 

40 

33 

79 

35 

2 

12 

0 

33 

67 

0 

16 

47 

17 

19 

1617 

wagen I + II 


Mannschafts- 

transportwagen 

163 

98 

58 

28 

21 

17 

27 

21 

25 

40 

37 

50 

27 

93 

157 

142 

96 

25 

24 

9 

6 

0 

99 

27 

88 

21 

1399 


Anhänger, 

Aggregate 

789 

29 

32 

32 

44 

78 

55 

49 

20 

14 

10 

28 

16 

8 

38 

13 

6 

19 

26 

43 

32 

35 

73 

46 

52 

9 

1596 


LKW, Kipper, 
Kräne, Arheits- 
maschinen 

30 

53 

32 

221 

103 

167 

29 

36 

98 

55 

36 

28 

65 

29 

78 

65 

88 

43 

20 

8 

3 

2 

2 

0 



1291 


Gesamt: 

992 

192 

247 

355 

246 

374 

220 

344 

346 

256 

183 

115 

148 

163 

352 

255 

192 

99 

70 

93 

108 

37 

190 

120 

157 

49 

5 903 
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22. Abgeordneter 

Jürgen 

Klimke 

(CDU/CSU) 


Wie sind Zivilschützer bei internationalen Ein- 
sätzen abgesichert, und gibt es ein internatio- 
nales Zeichen für Zivüschutz? 


Antwort des Staatssekretärs Lutz Diwell 
vom 22. April 2003 

Die Leistung technischer Hilfe außerhalb des Bundesgebietes erfolgt 
im Wesentlichen durch die Helferinnen und Helfer der Bundesanstalt 
Technisches Hilfswerk. Die Einsätze erfolgen im Einvernehmen mit 
dem Auswärtigen Amt und unterliegen insoweit den Schutzbestim- 
mungen des Auslandsverwendungsgesetzes. Ergänzend greifen die 
Bestimmungen des gesetzlichen Unfallversicherungsschutzes des 
Bundes, der durch die Unfallkasse des Bundes in Wilhelmshaven ab- 
gewickelt wird. 

Nach einem Zusatzprotokoll zu dem Genfer Rot-Kreuz-Abkommen 
ist als international einheitliches Zivilschutzzeichen ein blaues Dreieck 
auf orangefarbenem Grund festgelegt worden. 


23. Abgeordneter 

Dr. Oie 
Schröder 

(CDU/CSU) 


Welchen Zeitplan gibt es für die Aus- und 
Nachrüstung von wie vielen Hubschraubern 
der Baumuster EC 135 und EC 155 des Bun- 
desgrenzschutzes (BGS) mit Kabelkappvor- 
richtungen? 


24. Abgeordneter 

Dr. Oie 
Schröder 

(CDU/CSU) 


Wird daran gearbeitet und mit welchem Inhalt, 
Mindeststandards zur Verbesserung der Elug- 
sicherheit auf Bundes- bzw. europäischer 
Ebene im Hinblick auf die Ausrüstung von 
Helikoptern mit Kabelkappvorrichtungen zu 
formulieren? 


25. Abgeordneter 

Dr. Oie 
Schröder 

(CDU/CSU) 


Welche Hubschrauber-Baumuster des BGS, 
die nicht mit einem mechanischen Kabelschutz 
nachgerüstet werden, bleiben voraussichtlich 
wie viele Jahre im Diensteinsatz? 


26. Abgeordneter Um wie viele Hubschrauber handelt es sich je 

Dr. Oie Baumuster? 

Schröder 

(CDU/CSU) 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Göttrik Wewer 
vom 2. Mai 2003 

Vorbemerkung 

Im Polizeiflugdienst sind Sichtflüge unterhalb der Sicherheitsmindest- 
höhe notwendig, um hoheitliche Aufgaben zu erfüllen. Gefährliche 
Hindernisse für Polizeihubschrauber im Tiefflug sind neben Freilei- 
tungen auch Maste, Türme, Kamine, Seübahnen, Bäume, Windkraft- 
anlagen u. Ä. Aufgrund dieser Kulisse in Deutschland liegt der 
Schwerpunkt bei der Hinderniserkennung. 

Eine Kabelkappvorrichtung ist eine passive, mechanisch wirkende 
Sicherheitseinrichtung, die jedoch erst bei Einflug in ein Hindernis 
wirksam werden kann, indem sie eine Leitung durchtrennen soll. Der 
Grad der Wirksamkeit hängt im Wesentlichen von der Bruchlast der 
Leitung, dem Einflugwinkel und der Fluggeschwindigkeit ab. Über 
die Wirksamkeit von Kabelkappvorrichtungen gibt es national und 
international unterschiedliche Auffassungen. 

Ausbildung und Einsatz der Hubschrauber beim BGS sind darauf aus- 
gerichtet, einen Einflug in ein Hindernis zu vermeiden. Die neue Hub- 
schraubergeneration des BGS (EC 135 und EC 155) wird deshalb vor- 
rangig mit dem aktiven Hinderniswarnsystem HELLAS ausgestattet. 
Das System ist in der Lage, Hindernisse - einschließlich Freileitungen 
- in einer Entfernung von bis zu 800 m mit höchster Zuverlässigkeit 
zu orten. Der Hubschrauberbesatzung wird optisch und akustisch so 
frühzeitig eine Warnung gegeben, dass dem Hindernis rechtzeitig aus- 
gewichen werden kann. 

Das aktive Hinderniswarnsystem HELLAS befindet sich zz. im Flug- 
dienst des BGS in einer einsatztaktischen und flugtechnischen Breiten- 
erprobung. Die bisherigen Ergebnisse erfüllen die Erwartungen. Die 
Ausstattung der BGS-Hubschrauber mit dem aktiven Hinderniswarn- 
system stellt einen wesentlichen Schritt zur Verbesserung der Flug- 
sicherheit dar. 

Zusätzlich werden die BGS-Hubschrauber mit dem oberen Schneide- 
messer einer Kabelkappvorrichtung ausgerüstet. Der Einbau des unte- 
ren Schneidemessers ist aufgrund nicht gegebener Systemverträglich- 
keit mit HELLAS nicht möglich. 

Zu Frage 23 

Der BGS verfügt derzeit über 17 Hubschrauber EC 135, die mit der 
Kabelkappvorrichtung (oberes Schneidemesser) ausgerüstet sind. 
Weitere in den Jahren 2003 (5), 2004 (2) und 2005 (3) zur Ausliefe- 
rung im Rahmen der geplanten Ersatzbeschaffungen anstehenden 
EC 135 werden gleichermaßen ausgestattet. 

Die Einrüstung des aktiven Hinderniswarnsystems HELLAS ist ab 
der zweiten Jahreshälfte 2003 vorgesehen. 

Für das Hubschraubermuster EC 155 befindet sich die Einrüstung der 
Kabelkappvorrichtung (oberes Schneidemesser) im luftrechtlichen Zu- 
lassungsverfahren. Die zur Auslieferung im ersten Halbjahr 2004 vor- 
gesehenen 2 EC 155 werden mit dieser Vorrichtung und zusätzlich 
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mit dem aktiven Hinderniswarnsystem HELLAS ausgestattet. Die 
bereits ausgelieferten 13 Hubschrauber werden ab 2004 sukzessive 
nachgerüstet. 

Zu Lrage 24 

Das Bundesministerium für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen hat 
hierzu mitgeteilt, dass im Hinblick auf die Ausrüstung von Hubschrau- 
bern mit Kabelkappvorrichtungen zurzeit weder auf Bundes- noch auf 
europäischer Ebene gearbeitet wird. 

Nach hiesiger Kenntnis gibt es bis heute in Europa weder eine Luft- 
fahrtbehörde, noch einen Hersteller von Hubschraubern oder einen 
Eachverband, der die Einrüstung einer Kabelkappvorrichtung fordert 
bzw. empfiehlt. 

Zu den Eragen 25 und 26 


HS-Muster 

Anzahl 

voraussichtlicher Betrieb im BGS 

SA 330 

22 

Ersatzbeschaffung ist noch nicht eingeleitet 
- unbestimmt - 

AS 332L1 

3 

- dto. - 

Bell 212 

8 

Musterablösungsprozess wurde eingeleitet: 

2 Hubschrauber EC 155 Lieferung im ersten 
Halbjahr 2004 

6 Hubschrauber EC 155 Lieferung bis voraus- 
sichtlich 2008 

(Ausstattung EC 155 wie oben angegeben) 

SA318C 

22 

sukzessive Aussonderung bis 2005 (Ablösung 
durch EC 135) 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Finanzen 


27. Abgeordneter 

Dr. Hans Georg 
Faust 

(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Interpretation 
des Bundesministers der Einanzen, Hans 
Eichel, dass der Bundeskanzler, Gerhard 
Schröder, mit der Aussage in seiner Rede vom 
14. März 2003 „Außerdem werden wir das tun 
müssen . . . : die Befreiung der gesetzlichen 
Krankenversicherung von einer Reihe so ge- 
nannter versicherungsfremder Leistungen. Da- 
zu gehört zum Beispiel das Mutterschaftsgeld, 
das aus dem allgemeinen Steueraufkommen 
finanziert werden muss.“ (Plenarprotokoll 
15/32, Seite 2491 C), ausschließlich das Mut- 
terschaftsgeld meint (vgl. Berliner Zeitung 
vom 24. April 2003), und wenn nein, an wel- 
che anderen versicherungsfremden Leistungen 
hat der Bundeskanzler gedacht? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 30. April 2003 

Die Bundesregierung wird im Rahmen der anstehenden Gesundheits- 
reform auch über so genannte versicherungsfremde Leistungen der ge- 
setzlichen Krankenversicherung entscheiden. Ein entsprechender Ge- 
setzentwurf wird derzeit vorbereitet. Abschließende Entscheidungen 
über den Entwurf sind noch nicht getroffen. 


28. Abgeordneter Wie viele britische Unternehmen aus welchen 

Otto Branchen haben sich nach Kenntnis der Bun- 

Fricke desregierung auf dem im Eigentum des Bun- 

(EDP) desvermögensamtes stehenden Elughafen Nie- 

derkrüchten-Elmpt niedergelassen bzw. sind 
dort tätig? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 9. Mai 2003 

Der ehemalige NATO-Elugplatz Brüggen wird nach Abzug der Royal 
Air Eorce von den britischen Heeresstreitkräften militärisch genutzt. 
Nach Ereigabe von drei Kasernen in Krefeld und Mönchengladbach 
haben die britischen Streitkräfte die dort stationierten Einheiten auf 
dem ehemaligen Elugplatzareal (rd. 850 ha) konzentriert. Die Eiegen- 
schaft wird nicht mehr für fliegerische Zwecke genutzt und dient heute 
unter der Bezeichnung „Javelin-Kaserne“ der Unterbringung und mi- 
litärischen Ausbüdung der britischen Eandstreitkräfte. Zur Erbrin- 
gung von Unterstützungsleistungen für die dort stationierten Soldaten 
und Angehörigen haben die britischen Streitkräfte in 12 Eällen briti- 
schen Unternehmen partiell Räume und Einrichtungen im Rahmen 
der üblichen Mitbenutzung zur Verfügung gestellt. Im Einzelnen sind 
folgende Branchen vertreten: 

- 5 Autofirmen, 

- 2 Reisebüros, 

- 1 Autovermietung, 

- 1 Versicherung, 

- 1 Raumausstatter, 

- 1 Einanzierungsbüro und 

- 1 Eriseursalon. 


29. Abgeordneter 

Otto 

Fricke 

(FDP) 


Inwieweit steht das betreffende Gelände auch 
deutschen Unternehmen zur Ansiedlung offen, 
etwa solchen aus dem regionalen Umfeld des 
Flughafens, und durch wen sollen entsprechen- 
de Investitionen akquiriert werden? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 9. Mai 2003 

Nach Mitteilung der britischen Streitkräfte wird die Liegenschaft voll- 
ständig und dauerhaft für militärische Zwecke benötigt, so dass eine 
Freigabe - auch von Teilbereichen - für die Ansiedlung von Unter- 
nehmen derzeit nicht in Betracht kommt. Ob neben britischen auch 
deutsche Unternehmen, die Leistungen für die Streitkräfte erbringen, 
für weitere Mitbenutzungen in Frage kommen, hängt im Einzelfall 
von der Bedarfslage der Streitkräfte ab. 


30. Abgeordneter 

Jochen-Konrad 

Fromme 


(CDU/CSU) 


Wie vereinbart die Bundesregierung die Finan- 
zierung der Fluthilfe über die Kreditanstalt für 
Wiederaufbau und die Vorfinanzierung des 
Transportflugzeuges A400M über den EADS- 
Konzern („Zahlung bei Lieferung“) mit der 
Begründung und Zielsetzung ihres eigenen 
Gesetzes zur Eingliederung der Schulden von 
Sondervermögen in die Bundesschuld: „Seit 
Anfang der neunziger Jahre wurde der Ver- 
schuldungsprozeß des Bundes zunehmend in- 
stitutionell aufgefächert, hohe Schulden außer- 
halb der Bundesschuld in Sondervermögen des 
Bundes ausgewiesen und damit der institutio- 
neile Rahmen der Finanzwirtschaft kompli- 
zierter. [. . . Durch das Gesetz] wird mehr 
Haushaltswahrheit und Haushaltsklarheit ge- 
schaffen. Die bei Sondervermögen des Bun- 
des ausgewiesenen Schulden werden gleich- 
zeitig in die Bundesschuld eingegliedert. Da- 
mit wird die bereits faktisch und rechtlich 
bestehende Verantwortung des Bundes für die 
Abdeckung des Schuldendienstes offengelegt.“ 
(Bundesratsdrucksache 102/99 vom 19. Febru- 
ar 1999)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 6. Mai 2003 

Die Finanzierung der Fluthilfe und die Finanzierungsbedingungen 
des Transportflugzeuges A400M stehen nicht im Widerspruch zur 
Zielsetzung und Begründung des Gesetzes zur Eingliederung der 
Schulden von Sondervermögen in die Bundesschuld. Hierzu im Ein- 
zelnen: 

• Fluthilfe: 

Die Fluthilfe für die vom Augusthochwasser 2002 an Elbe und Do- 
nau Betroffenen wird nicht über die Kreditanstalt für Wiederauf- 
bau finanziert, sondern mit Mitteln des nationalen Solidaritätsfonds 
„Aufbauhilfe“ als Sondervermögen des Bundes auf der Basis des 
Gesetzes zur Änderung steuerrechtlicher Vorschriften und zur Er- 
richtung eines Fonds „Aufbauhilfe“ (Flutopfersolidaritätsgesetz) 
vom 19. September 2002 (BGBl. I S. 2651 ff.). Das Sondervermö- 
gen weist keine Schuldenstände aus. Die auf den Bund entfallenden 
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Zuführungen an dieses Sondervermögen sind vollständig im Bun- 
deshaushalt 2003 etatisiert. Die Einrichtung eines Sondervermö- 
gens des Bundes wurde insbesondere aus finanzverfassungsrechtli- 
chen Gründen gewählt, da die Programme des Fonds aus Zufüh- 
rungen des Bundes und der Länder finanziert werden. Zur Abwick- 
lung einzelner Programme des Aufbauhilfefonds wird die Hilfe und 
das technische Know-how der Kreditanstalt für Wiederaufbau in 
Anspruch genommen. 

• Transportflugzeug A400M: 

Im militärischen Bereich wird der überwiegende Teil der Rüstungs- 
güter (Entwicklung und Beschaffung) durch einheitliche Kaufpreis- 
zahlung abgegolten. Lediglich bei großen, lang laufenden Rüstungs- 
projekten ist in der Regel hiervon abweichend festgelegt worden, 
die Entwicklungskosten parallel zum jeweiligen Entwicklungsstand 
begleitend zu bezahlen. Im Kaufpreis sind dann grundsätzlich Ent- 
gelte für Entwicklungsleistungen nicht mehr enthalten. Dies trifft 
vor allem für „fliegende Waffensysteme“ zu. Im Gegensatz hierzu 
hat sich in der privaten Luftverkehrswirtschaft durchgesetzt, die 
durch Entwicklung und Produktion von Flugzeugen entstehenden 
Kosten bei Lieferung über den Kaufpreis abzugelten. Hiermit ist 
zwangsläufig eine Vorfinanzierung der Entwicklungskosten durch 
den Hersteller verbunden. Durch das Vertragswerk zur Beschaf- 
fung des A400M wird nunmehr auch für ein lang laufendes militäri- 
sches Rüstungsprojekt der Luftwaffe dieses in der privaten Luftver- 
kehrswirtschaft gängige Prinzip „Zahlung bei Lieferung“ realisiert. 
Dabei wird analog zur Vorgehensweise der privaten Luftverkehrs- 
wirtschaft auch hier die Finanzierung der Entwicklungskosten 
durch den Hersteller (EADS) vorgenommen. Dies geschieht, in- 
dem EADS auf vertraglicher Grundlage erworbene Forderungen 
gegen den Bund an geeignete Keditinstitute verkauft („Forfaitie- 
rungs-Geschäft“). Diese Art der Abwicklung ist haushalts- und ver- 
fassungsrechtlich bedenkenfrei, wenn - wie hier - die Wirtschaft- 
lichkeit nachweisbar ist. 


31. Abgeordneter 

Dr. Jürgen 
Gehb 

(CDU/CSU) 


Welches Spendenaufkommen wurde nach 
Kenntnis der Bundesregierung mit dem Ver- 
kauf der Zuschlagsmarke „Hochwasserhilfe 
2002“ erzielt, und wurden die Mittel dem Bun- 
deshaushalt zugeführt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 6. Mai 2003 

Der Erlös aus dem Verkauf des Sonderpostwertzeichens mit Zuschlag 
„Hochwasserhüfe 2002“ durch die Deutsche Post AG beträgt bis 
Ende März 2003 2,89 Mio. Euro. Dieser Erlös fließt der Bundes- 
arbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege (BAGFW) zu. Die 
BAGFW verteilt die Erlöseinnahmen allein verantwortlich auf ihre 
Unterorganisationen (Arbeiterwohlfahrt, Deutscher Paritätischer 
Wohlfahrtsverband, Diakonisches Werk der Evangelischen Kirche in 
Deutschland, Deutscher Caritasverband, Deutsches Rotes Kreuz, 
Zentralwohlfahrtsstelle der Juden in Deutschland). 
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32. Abgeordneter 

Dr. Jürgen 
Gehb 

(CDU/CSU) 


Für welche Zwecke soll nach Auffassung 
der Bundesregierung das Spendenaufkommen, 
das mit dem Verkauf der Zuschlagsmarke 
„50. Jahrestag des Volksaufstandes in der 
DDR“ erzielt wird, verwendet und welchen 
Institutionen zugewiesen werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 6. Mai 2003 

Über die Verwendung des Erlöses aus dem Verkauf des Sonderpost- 
wertzeichens mit Zuschlag „50. Jahrestag des Volksaufstandes am 
17. Juni 1953“ ist derzeit noch nicht entschieden. 


33. Abgeordneter 

Peter 

Götz 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, dass bei einem Ehepaar mit Kin- 
dern, dem für ein zweites Objekt Eigenheim- 
zulage gewährt wurde, bei Tod des Familien- 
vaters die Eigenheimzulage storniert wird, und 
wenn ja, wie beurteilt die Bundesregierung 
dies? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks 
vom 6. Mai 2003 

Es trifft zu, dass bei Ehepaaren, denen zwei Objekte zuzurechnen 
waren, der Überlebende bei Tod des Ehegatten die Eigenheimzulage 
wegen Objektverbrauchs für den Rest des Förderzeitraums nicht mehr 
in Anspruch nehmen kann. 

Mit der Neufassung des § 6 Eigenheimzulagengesetz durch Artikel 14 
Nr. 5 des vom Deutschen Bundestag am 21. Februar 2003 beschlosse- 
nen Gesetzes zum Abbau von Steuervergünstigungen und Ausnahme- 
regelungen (Bundesratsdrucksache 120/03) sollte künftig vermieden 
werden, dass Steuerpflichtige aufgrund des Todes des Ehepartners kei- 
nen Anspruch mehr auf die Eigenheimzulage haben. In seiner Sitzung 
am 14. März 2003 hat der Bundesrat dem Gesetz seine Zustimmung 
versagt. Der Vermittlungsausschuss hat die Änderung des Eigenheim- 
zulagengesetzes nicht in seine Beschlussempfehlung vom 9. April 
2003 aufgenommen. 


34. Abgeordneter 
Siegfried 
Helias 

(CDU/CSU) 


Wie lassen sich die mit dem Kleinunterneh- 
merförderungsgesetz verbundenen Steuervor- 
teile und die Ausdehnung der Mehrwertsteuer- 
befreiung vereinbaren mit der Bundesverfas- 
sungsgerichtsentscheidung vom 19. März 1974 
(1 BvR 416), in der eine starre umsatzsteuer- 
liche Kleinbetriebsgrenze von 60 000 DM auf 
Dauer für Berufe mit relativ hoher Wertschöp- 
fung problematisiert wurde? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks 
vom 7. April 2003 

Die zitierte Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts vom 
19. März 1974 behandelt eine Übergangsproblematik im Zusammen- 
hang mit der Einführung der Mehrwertsteuer und betrifft somit einen 
anderen Sachverhalt. Sie bestätigt allerdings, dass der Gesetzgeber 
sich bei der steuerlichen Behandlung von Kleinunternehmern von so- 
zialen und politischen Gesichtspunkten sowie von Gründen der Prak- 
tikabilität leiten lassen darf und insoweit sachlich begründete Differen- 
zierungen zulässig sind (BVerfGE 37, 38 [51 ff]). 


35. Abgeordneter 
Siegfried 
Helias 

(CDU/CSU) 


Wie begründet die Bundesregierung - im Rah- 
men der zweiten Stufe des Steuerrechts für 
Kleinunternehmen - eine Erhöhung der um- 
satzsteuerlichen Kleinbetriebsgrenze auf 
35 000 Euro im Rahmen eines Antragsverfah- 
rens mit der Notwendigkeit einer einstimmi- 
gen Zustimmung des Ministerrates gemäß Ar- 
tikel 27 der 6. EG-Richtlinie als unbefristete 
Dauerlösung? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks 
vom 7. April 2003 

Die Bundesregierung wird gemäß Artikel 27 Abs. 2 der 6. EG-Richt- 
linie einen Antrag auf unbefristete Ermächtigung durch den Rat zur 
Erhöhung der Kleinunternehmergrenze auf 35 000 Euro stellen. 


36. Abgeordnete 
Dr. Gesine 
Lötzsch 

(fraktionslos) 


Wie haben sich die Steuereinnahmen nach der 
bisherigen Umsetzung der großen Steuerre- 
form der Bundesregierung im Bund und den 
Eändern - insbesondere im Hinblick auf die 
ursprünglich geplanten Steuereinnahmen - 
entwickelt? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks 
vom 8. Mai 2003 

Die Auswirkungen der Steuerreform 2000 wurden erstmals in den 
Steuerschätzungen im November 2000 (Steuersenkungsgesetz vom 
23. Oktober 2000) und im Mai 2001 (Steuersenkungsergänzungsge- 
setz vom 21. Dezember 2000) berücksichtigt. Im Mai 2001 wurde das 
Steueraufkommen für das Jahr 2002 auf 479 Mrd. Euro geschätzt. 
Tatsächlich wurde im Jahr 2002 ein Steueraufkommen von rund 
442 Mrd. Euro erzielt. Die geschätzten Auswirkungen von Steuer- 
rechtsänderungen lassen sich expost nicht verifizieren, da sich kon- 
junkturelle Wirkungen und die Auswirkungen von Steuerrechtsände- 
rungen nicht aufteilen lassen. Angesichts der deutlich schwächer als er- 
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wartet ausgefallenen gesamtwirtschaftlichen Entwicklung ist aber da- 
von auszugehen, dass die Abweichung im Wesentlichen auf konjunk- 
turelle Einflüsse zurückzuführen ist. 


37. Abgeordnete 
Dr. Gesine 
Lötzsch 

(fraktionslos) 


Wie hat sich in den letzten 10 Jahren das Ver- 
hältnis von Eohnsteuern und Gewinnsteuern 
im Verhältnis zum Gesamtsteueraufkommen 
verändert, und wie bewertet die Bundesregie- 
rung diese Veränderungen in Bezug auf ein 
von ihr angestrebtes sozial ausgewogenes Steu- 
ersystem? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks 
vom 8. Mai 2003 

Der Anteil der Eohnsteuer am Steueraufkommen insgesamt ist von 
34,4% im Jahr 1993 auf 29,9% im Jahr 2002, d. h. um 4,5 Prozent- 
punkte gesunken. Der Anteil der Summe von Körperschaftsteuer und 
Gewerbesteuer ist von 9,4% im Jahr 1993 auf 6,0% im Jahr 2002, 
d. h. um 3,4 Prozentpunkte gesunken. Dabei ist zu beachten, dass die 
Schwankungsbreite der Gewinnsteueranteile in diesem 10-Jahreszeit- 
raum deutlich ausgeprägter war als die Schwankungsbreite der Eohn- 
steueraufkommensanteile. Eür eine Aufteilung der Kassendaten der 
veranlagten Einkommensteuer und des Solidaritätszuschlages auf 
Eohneinkommen und Gewinneinkommen liegen keine statistischen 
Angaben vor. 

Die soziale Ausgewogenheit des Steuersystems ist dabei insbesondere 
mit der steuerlichen Entlastung des Eaktors Arbeit (u. a. aufgrund des 
höheren Grundfreibetrags) durch die Steuerreform 2000 und die öko- 
logische Steuerreform erreicht worden. 


38. Abgeordnete 
Dr. Gesine 
Lötzsch 

(fraktionslos) 


Welche Erwartungen hatte die Bundesregie- 
rung mit der großen Steuerreform an die 
Schaffung von Arbeitsplätzen geknüpft, und 
wie viele Arbeitsplätze sind tatsächlich in der 
Bundesrepublik Deutschland durch die steuer- 
liche Entlastung entstanden? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks 
vom 8. Mai 2003 

Die Steuerreform 2000 zielt darauf ab, die Rahmenbedingungen für 
Wachstum und Beschäftigung zu verbessern. Hierzu ist sowohl die 
steuerliche Grenz- als auch Durchschnittsbelastung von Einkommen- 
und Körperschaftsteuer signifikant gesenkt worden. Eine isolierte Be- 
trachtung losgelöst von anderen wirtschaftlichen Einflussgrößen und 
eine Quantifizierung der davon ausgehenden positiven Beschäfti- 
gungswirkungen ist empirisch außerordentlich schwierig und vom Er- 
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gebnis her fragwürdig. Eine solche Berechnung wird daher von der 
Bundesregierung nicht durchgeführt. 


39. Abgeordnete 
Dr. Gesine 
Lötzsch 

(fraktionslos) 


Welche Erwartungen hatte die Bundesregie- 
rung mit der großen Steuerreform an die In- 
vestitionsbereitschaft von Unternehmen ge- 
knüpft, und wie hat sich tatsächlich die Investi- 
tionstätigkeit durch die steuerliche Entlastung 
entwickelt? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks 
vom 8. Mai 2003 

Die Steuerreform 2000 verfolgt das Ziel, die Investitionsbereitschaft 
von Unternehmen zu erhöhen. Hierzu ist sowohl die steuerliche 
Grenz- als auch Durchschnittsbelastung von Einkommen- und Kör- 
perschaftsteuer signifikant gesenkt worden. Die Quantifizierung der 
gesamtwirtschaftlichen Auswirkungen von Steuerrechtsänderungen 
stößt allerdings grundsätzlich an statistisch-methodische Grenzen 
(s. o.). Sie ist vor allem aufgrund der Vielzahl gleichzeitig wirkender 
Einflussfaktoren und möglicher Verhaltensänderungen der wirtschaft- 
lich Handelnden kaum verlässlich möglich. Entsprechende Berech- 
nungen wären hoch spekulativ und werden deshalb von der Bundesre- 
gierung nicht durchgeführt. 


40. Abgeordneter 

Joachim 

Poß 

(SPD) 


Wie hoch ist der Gesamtwert der Verlustvor- 
träge, die in Deutschland steuerpflichtige Un- 
ternehmen in ihren Bilanzen vor sich her schie- 
ben, und welchen Anteil daran macht der aktu- 
elle Abschreibungsbedarf auf Vermögensposi- 
tionen aus, die die vorangegangene weltweite 
Spekulationsblase widerspiegelten? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks 
vom 30. April 2003 

Nach der Einkommen- und Körperschaftsteuerstatistik 1995 gab es 
Ende 1995 einen Bestand an noch nicht in Anspruch genommenen 
Verlustvorträgen in Höhe von 259,3 Mrd. Euro. Davon entfallen 
239,5 Mrd. Euro auf die Körperschaftsteuer und 19,8 Mrd. Euro auf 
die Einkommensteuer. Im Verlauf von 1995 gab es bei der Körper- 
schaftsteuer einen Bruttozugang an Verlustvorträgen in Höhe von 
55,7 Mrd. Euro. Nach Gegenrechnung der in 1995 bei der Körper- 
schaftsteuer erfolgten Verlustverrechnung (einschließlich Verlustrück- 
träge) in Höhe von 12,9 Mrd. Euro ergab sich 1995 per Saldo ein Net- 
tozugang bei den Verlustvorträgen der Körperschaftsteuer in Höhe 
von 42,8 Mrd. Euro. Entsprechende Angaben liegen für die Einkom- 
mensteuer nicht vor. 
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Über die aktuelle Höhe der Verlustvorträge und deren Inanspruch- 
nahme liegen keine Erkenntnisse vor. Auch werden die wirtschaftli- 
chen Gründe für die Entstehung eines Verlustes statistisch nicht er- 
fasst. Daher kann nicht bestimmt werden, in welchem Umfang Ab- 
schreibungen auf Einanzanlagen zu der Entstehung eines Verlustvor- 
trages beigetragen haben. Soweit nach den strengen Voraussetzungen 
des BME-Schreibens vom 25. Eebruar 2000 (BStBl. I S. 372) eine Teil- 
wertabschreibung auf Beteiligungen vorgenommen werden konnte, ist 
bei einer etwaigen Kurserholung der Wert der Beteiligung gewinner- 
höhend zuzuschreiben (§ 6 Abs. 1 Nr. 2 Satz 3 EStG). 


41. Abgeordneter 

Joachim 

Poß 

(SPD) 


Inwieweit finden Annahmen über die Entwick- 
lung dieser Verlustvorträge Eingang in die 
regelmäßigen kurz- und mittelfristigen Steuer- 
schätzungen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks 
vom 30. April 2003 

Die Entwicklung der Verlustvorträge wird implizit in die Steuerschät- 
zungen mit einbezogen. Die Veranlagungssteuern werden auf der Ba- 
sis gesamtwirtschaftlicher Projektionen, insbesondere der erwarteten 
Gewinnentwicklung (einschließlich Verlustvorträge) geschätzt. 

Verlustvorträge können nicht explizit in die Schätzung einbezogen 
werden, da keine zeitnahen Informationen darüber vorliegen, inwie- 
weit Verlustvorträge von den Steuerpflichtigen in Anspruch genom- 
men werden. 


42. Abgeordneter 

Horst 

Schild 

(SPD) 


43. Abgeordneter 

Horst 

Schild 

(SPD) 


Wie hoch (in absoluten Zahlen und in v. H. 
der jeweiligen Gesamtsumme) waren im Jahr 
2002 die Mittel der einzelnen Teile des bundes- 
staatlichen Einanzausgleichs, die den Eändern 
zugefiossen sind (vgl. Antwort der Parlamenta- 
rischen Staatssekretärin beim Bundesminister 
der Einanzen, Dr. Barbara Hendricks, auf die 
schriftliche Erage 21 des Abgeordneten Joa- 
chim Poß in Bundestagsdrucksache 14/2850)? 


Wie hoch waren diese Mittel im Jahr 2001? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks 
vom 28. April 2003 

Die für die Jahre 2002 bzw. 2001 den einzelnen Ländern über die Er- 
gänzungsanteile, den Länderfinanzausgleich und die verschiedenen 
Bundesergänzungszuweisungen (BEZ) zugeflossenen Mittel können 
den nachstehenden Tabellen entnommen werden (Abweichungen in 
den Summen rundungsbedingt): 


Jahr 2002 

in Mio. Euro 


Empfängerländer 

Ergän- 
zungsan- 
teile Um- 
satzsteuer 

Länder- 

finanz- 

ausgleich 

Fehl- 

betrags- 

BEZ 

Sonder- 

BEZ 

Kosten 

polit. 

Führung 

Über- 

gangs- 

BEZ 

alte 

Länder 

Sonder- 

BEZ 

neue 

Länder 

Sanie- 

rungs- 

BEZ 

Insge- 

samt 

Berlin 

371 

2 670 

442 

112 

0 

2 003 

0 

5 598 

Brandenburg 

1602 

534 

252 

84 

0 

1493 

0 

3 965 

Bremen 

0 

407 

70 

64 

12 

0 

614 

1 167 

Mecklenburg-V orpommern 

1243 

435 

171 

84 

0 

1 113 

0 

3 046 

Niedersachsen 

372 

486 

729 

0 

78 

0 

0 

1664 

Rheinland-Pfalz 

119 

417 

397 

112 

69 

0 

0 

1 113 

Saarland 

188 

138 

104 

78 

12 

0 

383 

904 

Sachsen 

3 038 

1036 

428 

0 

0 

2 752 

0 

7 254 

Sachsen-Anhalt 

1793 

600 

251 

84 

0 

1661 

0 

4 389 

Schleswig-Holstein 

0 

111 

167 

84 

35 

0 

0 

397 

Thüringen 

1678 

565 

234 

84 

0 

1 510 

0 

4 072 

Zusammen 

10 403 

7 399 

3 246 

786 

206 

10 533 

997 

33 569 

in V. H. 

Zusammen 

31,0 

22,0 

9,7 

2,3 

0,6 

31,4 

3,0 

100,0 


in V. H. 


Empfängerländer 

Ergän- 
zungsan- 
teile Um- 
satzsteuer 

Länder- 

finanz- 

ausgleich 

Fehl- 

betrags- 

BEZ 

Sonder- 

BEZ 

Kosten 

polit. 

Führung 

Über- 

gangs- 

BEZ 

alte 

Länder 

Sonder- 

BEZ 

neue 

Länder 

Sanie- 

rungs- 

BEZ 

Insge- 

samt 

alte Länder 

6,5 

21,1 

45,2 

43,1 

100,0 

0,0 

100,0 

15,6 

neue Länder 

93,5 

78,9 

54,8 

56,9 

0,0 

100,0 

0,0 

84,4 

Insgesamt 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 
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Jahr 2001 

in Mio. Euro 


Empfängerländer 

Ergän- 
zungsan- 
teile Um- 
satzsteuer 

Länder- 

finanz- 

ausgleich 

Fehl- 

betrags- 

BEZ 

Sonder- 

BEZ 

Kosten 

polit. 

Führung 

Über- 

gangs- 

BEZ 

alte 

Länder 

Sonder- 

BEZ 

neue 

Länder 

Sanie- 

rungs- 

BEZ 

Insge- 

samt 

Berlin 

111 

2 654 

451 

112 

0 

1 361 

0 

4 690 

Brandenburg 

1606 

500 

259 

84 

0 

1015 

0 

3 464 

Bremen 

0 

403 

73 

64 

16 

0 

716 

1273 

Mecklenburg-V orpommern 

1287 

436 

177 

84 

0 

756 

0 

2 740 

Niedersachsen 

240 

954 

795 

0 

104 

0 

0 

2 093 

Rheinland-Pfalz 

0 

231 

346 

112 

92 

0 

0 

781 

Saarland 

112 

146 

107 

78 

16 

0 

460 

920 

Sachsen 

2 990 

1036 

442 

0 

0 

1 870 

0 

6 339 

Sachsen-Anhalt 

1 898 

595 

260 

84 

0 

1 129 

0 

3 966 

Schleswig-Holstein 

0 

59 

89 

84 

46 

0 

0 

278 

Thüringen 

1746 

575 

242 

84 

0 

1027 

0 

3 674 

Zusammen 

9 991 

7 588 

3 242 

786 

275 

7 158 

1 176 

30216 

in V. H. 

Zusammen 

33,1 

25,1 

10,7 

2,6 

0,9 

23,7 

3,9 

100,0 


in V. H. 


Empfängerländer 

Ergän- 
zungsan- 
teile Um- 
satzsteuer 

Länder- 

finanz- 

ausgleich 

Fehl- 

betrags- 

BEZ 

Sonder- 

BEZ 

Kosten 

polit. 

Führung 

Über- 

gangs- 

BEZ 

alte 

Länder 

Sonder- 

BEZ 

neue 

Länder 

Sanie- 

rungs- 

BEZ 

Insge- 

samt 

alte Eänder 

3,5 

23,6 

43,5 

43,1 

100,0 

0,0 

100,0 

17,7 

neue Eänder 

96,5 

76,4 

56,5 

56,9 

0,0 

100,0 

0,0 

82,3 

Insgesamt 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 


Den Zahlen zum Finanzausgleich liegen jeweils die vorläufigen Jahresabrechnungen zu Grunde. 


44. Abgeordneter 

Peter 

Weiß 

(Emmendingen) 

(CDU/CSU) 


Wird die Bundesregierung gegen die am 2. De- 
zember 2002 vom Ministerrat der Europä- 
ischen Union beschlossene „Richtlinie des 
Europäischen Parlaments und des Rates zur 
Angleichung der Rechts- und Verwaltungsvor- 
schriften der Mitgliedstaaten über Werbung 
und Sponsoring zugunsten von Tabakerzeug- 
nissen“ vor dem Europäischen Gerichtshof 
Klage erheben, und wenn ja, zu welchem Zeit- 
punkt? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 30. April 2003 

Die Bundesregierung beabsichtigt, gegen die Richtlinie des Europä- 
ischen Parlaments und des Rates zur Angleichung der Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten über Werbung und 
Sponsoring zugunsten von Tabakerzeugnissen vor dem Gerichtshof 
der Europäischen Gemeinschaften gemäß Artikel 230 EG-Vertrag 
Klage zu erheben. Ab der demnächst zu erwartenden Veröffentli- 
chung der Richtlinie im Amtsblatt der Gemeinschaften beginnt die 
zweimonatige Klagefrist zu laufen, innerhalb derer - vorbehaltlich 
weiterer Zusatzfristen - die Klage eingereicht werden muss. 


45. Abgeordneter 

Peter 

Weiß 

(Emmendingen) 

(CDU/CSU) 


Gegen welche einzelnen Bestimmungen der 
Richtlinie wird sich die Klage der Bundesregie- 
rung richten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 30. April 2003 

Die Bundesregierung wird ihre Klage sachlich auf Artikel 3 (Werbung 
in Printmedien und Diensten der Informationsgesellschaft) und Arti- 
kel 4 der Richtlinie (Rundfunkwerbung und Sponsoring) eingrenzen. 
Sie wird einen Kompetenzmangel dieser Richtlinienregelungen bean- 
standen, da diese Werbeverbote auch nicht grenzüberschreitend ver- 
breitete Medienprodukte mit erfassen. Die Anfechtung des Verbots 
des Sponsorings von Veranstaltungen nach Artikel 5 der Richtlinie 
scheidet demnach aus, da sich das Verbot des Veranstaltungssponso- 
rings ausdrücklich auf grenzüberschreitende Sachverhalte beschränkt. 


46. Abgeordneter 

Peter 

Weiß 

(Emmendingen) 

(CDU/CSU) 


Was beabsichtigt die Bundesregierung hin- 
sichtlich der Verwertung des ehemaligen Ka- 
sernenareals der kanadischen Streitkräfte in 
Eahr im Schwarzwald, wenn die Stadt Eahr 
trotz der bereits erfolgten Einigung über einen 
Kaufpreis und unabhängig von der Klärung 
der Altlastenproblematik bzw. der Kampfmit- 
telbeseitigung sich nicht mehr in der Eage 
sieht, den Erwerb zu tätigen, nachdem der bis- 
herige Kaufmitinteressent, die Betreiberin des 
dem Kasernenareal benachbarten Herzzen- 
trums Eahr, als Interessent für einen Teil des 
Geländes nicht mehr zur Verfügung steht (vgl. 
Badische Zeitung vom 23. April 2003)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 6. Mai 2003 


Das weitere Vorgehen des Bundes hängt von dem Ergebnis der Bera- 
tungen des Eahrer Gemeinderates über den Erwerb, die Entwicklung 
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und Verwertung der Liegenschaft ab. Sollte die Stadt Lahr nicht in 
der Lage sein, das Kasernenareal zu erwerben, wird der Bund versu- 
chen, die Liegenschaft entsprechend den städtebaulichen Vorstellun- 
gen der Gemeinde zu verwerten. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Wirtschaft 
und Arbeit 


47. Abgeordneter 

Dietrich 

Austermann 

(CDU/CSU) 


Mit welchen durchschnittlichen monatlichen 
Leistungen rechnet die Bundesregierung je 
Leistungsempfänger beim geplanten „Arbeits- 
losengeld 11“? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gerd Andres 
vom 28. April 2003 

Das Arbeitslosengeld II soll - wie Sie wissen - bedarfsdeckend sein 
und sich an der Höhe der Sozialhilfe orientieren. Über Einzelheiten 
der Ausgestaltung ist aber noch nicht abschließend entschieden. Dem- 
entsprechend ist eine Aussage zum durchschnittlichen monatlichen 
Leistungsniveau gegenwärtig noch nicht möglich. 

Die „Arbeitsgruppe Arbeitslosenhilfe/Sozialhilfe“ der Kommission 
zur Reform der Gemeindefmanzen hat auch die Höhe der Leistung 
zum Lebensunterhalt diskutiert, die an die Stelle der Arbeitslosenhilfe 
und der Sozialhilfe für erwerbsfähige Hilfebedürftige treten soll. Sie 
hat in ihrem Bericht vom 17. Aprü 2003 vier Modelle zur Ausgestal- 
tung dieser Leistung dargestellt. Auf der Grundlage dieser vier Mo- 
delle kann die durchschnittliche monatliche Leistungshöhe für Haus- 
halte (ohne SV-Beiträge und Eingliederungsleistungen) geschätzt wer- 
den. Sie liegt je nach Modell zwischen 450 Euro und 480 Euro. Die 
Beschreibung der Modelle ist beigefügt*). 


*) Vom Abdruck der Anlage wurde auf Grund der Nummer 13 Satz 2 in Verbindung mit 
Nummer 1 Abs. 3 Satz 1 zweiter Halbsatz der Richtlinien für die Fragestunde und für die 
schriftlichen Einzelfragen abgesehen. 
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Anzahl der Leis- 
tungsempfänger- 
Haushalte 

Anzahl der Perso- 
nen in den Leis- 
tungsempfänger- 
Haushalten 

Jährliche Ausgaben 
für Transferleistun- 
gen im Rahmen 
der neuen Leistung 

Durchschnittliche 
monatliche Ausga- 
ben pro Leistungs- 
empfänger-Haus- 
halt 

in Mio. 

[1] 

in Mio. 

[2] 

in Mio. € 

[3] 

in € 

[4] = [3]/[l]/12 

Modell 1 (Sozialhilfeniveau) 

2,0 

4,1 

10 800 

450 

Modell 2 (Stufenmodell) 

2,1 

4,3 

11800 

468 

Modell 3 (Znschlagsmodell) 

2,2 

4,6 

12400 

470 

Modell 4 („Anfwandsnentrales Modell“) 

2,4 

5,1 

13 800 

479 


48. Abgeordneter 
Klaus 
Hofbauer 

(CDU/CSU) 


Welche Auswirkungen auf den europäischen 
Markt beziehungsweise auf den Weltmarkt der 
Elektronik-Dienstleister (EMS-Markt) sieht 
die Bundesregierung durch den Beitritt Un- 
garns zur Europäischen Union? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Ditmar Staffelt 
vom 29. April 2003 

Ungarn war eines der ersten Eänder, das als „verlängerte Werkbank“ 
speziell im Elektrotechnik- und Elektroniksektor von deutschen wie 
auch in Deutschland ansässigen US- und asiatischen Eirmen genutzt 
wurde, um den EU-Markt zu beliefern. Inzwischen sind bei der Inves- 
titionsbereitschaft gewisse Sättigungstendenzen feststellbar, was auch 
bewirkt, dass die deutschen Elektroimporte aus Ungarn auf sehr ho- 
hem Niveau nahezu stagnieren. 

Aufgrund der schon vor Jahren vollzogenen Angleichung der Ur- 
sprungsregelungen sowie der Abschaffung der Zölle zwischen der EU 
und Ungarn erwartet die Bundesregierung keine nennenswerten Aus- 
wirkungen vom formellen Beitritt Ungarns zur EU in diesem Sektor. 


49. Abgeordneter 
Klaus 
Hofbauer 

(CDU/CSU) 


Welche Auswirkungen auf den ungarischen 
Markt der Elektronik-Dienstleister (EMS- 
Markt), insbesondere im Hinblick auf die 
Eohn-, Eohnnebenkosten und die Steuerbelas- 
tung dieser Branche, sieht die Bundesregierung 
durch den Beitritt des Eandes zur Europä- 
ischen Union? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Ditmar Staffelt 
vom 29. April 2003 

Die Bundesregierung hält es für möglich, dass es zu Annäherungsvor- 
gängen in Richtung Alt-EU-Mitglieder kommen kann. Aus der Indu- 
strie sind bereits jetzt Hinweise über einen deutlichen Anstieg der 
Lohnkosten in Ungarn zu hören. „Investitions-Nachzügler“ beginnen 
deshalb bereits nach Alternativ-Standorten in anderen Beitrittsländern 
zu suchen. 

Der Beitritt Ungarns wird Auswirkungen auf die Zölle auf Drittlands- 
waren haben. Ungarn ist bislang kein Mitglied des Information Tech- 
nology Agreements (ITA), das die zollfreie Einfuhr von Waren der In- 
formations- und Kommunikationstechnik sowie auch von Bauelemen- 
ten der Elektronik gewährleistet. Somit können gegenwärtig nur EU- 
Ursprungswaren sowie die entsprechenden Produkte aus den CEE- 
TA-Staaten zollfrei nach Ungarn eingeführt werden, Direktimporte 
aus Asien und USA hingegen nur dann, wenn sie be- oder verarbeitet 
wieder ausgeführt werden. Bei der mit dem Beitritt Ungarns verbun- 
denen Übernahme des Zolltarifs der EU entfallen die Zölle in diesem 
Untersektor. Eür bestimmte Produkte wäre dann eine Zunahme des 
Direktimports aus USA und Asien zu Konsumzwecken in Ungarn 
wahrscheinlich. 


50. Abgeordneter 
Klaus 
Hofbauer 

(CDU/CSU) 


Welche Chancen beziehungsweise Risiken 
sieht die Bundesregierung für wirtschaftliche 
Kooperationen deutscher Unternehmen mit 
Rumänien, insbesondere im Bereich der Elek- 
tronik-Dienstleister (EMS), vor dem Hinter- 
grund eines eventuellen EU-Beitritts des Lan- 
des? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Ditmar Staffelt 
vom 29. April 2003 

Die Handelsströme mit Rumänien stagnieren derzeit im EMS-Bereich 
auf mäßigem Niveau, allerdings nimmt die Investitionstätigkeit wieder 
zu, nachdem zwischenzeitlich andere Standorte bevorzugt wurden. 

Wie auch bei Ungarn erwartet die Bundesregierung aufgrund der 
heute bereits bestehenden Angleichung wichtiger Regelungen an die 
EU keine besonderen Auswirkungen von einem Beitritt des Landes. 


51. Abgeordneter 

Karl-Josef 

Laumann 

(CDU/CSU) 


Teilt das Bundesministerium für Wirtschaft 
und Arbeit die rechtliche Auffassung, dass 
durch den von der „Tarifgemeinschaft Christli- 
che Gewerkschaften Zeitarbeit und PSA“ auf 
der einen und der „Interessengemeinschaft 
Nordbayerischer Zeitarbeitunternehmen e. V.“ 
auf der anderen Seite zum 1. März 2003 abge- 
schlossenen Zeitarbeitstarifvertrag die Über- 
gangsvorschrift des § 19 AÜG hinfällig gewor- 
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den ist, da nun seit 1. März 2003 das AÜG 
bundesweit in der neuen Fassung Anwendung 
findet? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gerd Andres 
vom 28. April 2003 

Diese Ansicht teilt die Bundesregierung nicht. Die Übergangsvor- 
schrift des § 19 AÜG in Verbindung mit der ausdrücklichen Bezug- 
nahme auf § 3 Abs. 1 Nr. 3 und § 9 Nr. 2 AÜG macht einen anderen 
Willen des Gesetzgebers deutlich. 

Danach soll das Arbeitnehmerüberlassungsgesetz in der neuen Fas- 
sung grundsätzlich erst nach einer Übergangsfrist ab dem 1. Januar 
2004 gelten. Nur für Leiharbeitsverhältnisse, auf die ein Tarifvertrag 
mit Regelungen zu den wesentlichen Arbeitsbedingungen anwendbar 
ist, wollte der Gesetzgeber die Neuregelungen des Arbeitnehmerüber- 
lassungsgesetzes vorzeitig zur Geltung kommen lassen. In diesem Fall 
müssen sich die wesentlichen Arbeitsbedingungen der Leiharbeitneh- 
mer nicht an den Arbeitsbedingungen vergleichbarer Stammarbeitneh- 
mer des Entleihers orientieren, sondern sind tariflich festgelegt, so 
dass den Verleihern die Anwendung der neuen Regelungen insbeson- 
dere im Hinblick auf den Gleichbehandlungsgrundsatz ohne Über- 
gangszeit zumutbar ist. Diese Auslegung kommt auch in der Begrün- 
dung zu § 19 AÜG zum Ausdruck. 

Nach dem Willen des Gesetzgebers soll somit ein Tarifvertrag be- 
stimmte Rechtsfolgen, nämlich die vorzeitige Geltung neuen Rechts, 
auslösen. Ein Tarifvertrag kann nach den allgemeinen Regeln des 
Arbeitsrechts jedoch nur Wirkung entfalten, wenn er für das einzelne 
Arbeitsverhältnis entweder aufgrund Tarifbindung der Arbeitsver- 
tragsparteien durch einzelvertragliche Inbezugnahme oder aufgrund 
Allgemeinverbindlicherklärung gilt. 

Daraus folgt, dass die bloße Existenz eines Verbandstarifvertrages in 
der Leiharbeitsbranche nicht ausreicht, um die sofortige Geltung der 
Neuregelungen des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes zu bewirken. 


52. Abgeordnete 

Maria 

Michalk 

(CDU/CSU) 


Wie verfährt die Bundesanstalt für Arbeit bei 
ledigen Arbeitslosen, die in eigener, auch kre- 
ditfinanzierter Immobilie wohnen, hinsichtlich 
der Zumutbarkeit eines Umzuges zur Arbeits- 
aufnahme einer Beschäftigung außerhalb des 
zumutbaren Pendelbereiches, und wie bewertet 
die Bundesregierung die in strukturschwachen 
Gebieten auftretenden Probleme des „Notver- 
kaufes“ derartiger Immobilien unter dem 
Wert? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Ditmar Staffelt 
vom 29. April 2003 

In der Arbeitslosenversicherung hat der versicherte Arbeitnehmer - 
wie bei jeder Versicherung - bei Eintritt des Versicherungsfalles „Ar- 
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beitslosigkeit“ zur Begrenzung des Versicherungsschadens beizu tra- 
gen. Ein Anspruch auf Arbeitslosengeld setzt deshalb u. a. voraus, 
dass der arbeitslose Leistungsbezieher bereit ist, alle ihm zumutbaren 
Beschäftigungen anzunehmen. Was dem Arbeitslosen zumutbar ist, 
wird durch das Arbeitsförderungsrecht näher bestimmt. 

Ein Umzug zur Aufnahme einer Beschäftigung außerhalb des zumut- 
baren Pendelbereichs ist einem Arbeitslosen zumutbar, wenn nicht zu 
erwarten ist, dass der Arbeitslose innerhalb der ersten drei Monate 
der Arbeitslosigkeit eine Beschäftigung innerhalb dieses Pendelbe- 
reichs aufnehmen wird. Vom vierten Monat der Arbeitslosigkeit an ist 
einem Arbeitslosen ein Umzug zur Aufnahme einer Beschäftigung 
außerhalb des Pendelbereichs in der Regel zumutbar. Dies gilt jedoch 
nicht, wenn dem Umzug ein wichtiger Grund entgegensteht. Dabei 
sind alle Umstände des Einzelfalles zu berücksichtigen. 

Das Wohnen in einer eigenen Immobilie stellt für sich genommen kei- 
nen wichtigen Grund dar, einen Umzug abzulehnen. Insofern über- 
wiegt das Interesse der Beitragszahler zur Bundesanstalt für Arbeit an 
der Beendigung des Versicherungsfalles Arbeitslosigkeit das Interesse 
des Arbeitslosen, weiterhin in der eigenen Immobilie zu wohnen. Ei- 
nanzielle Belastungen im Zusammenhang mit dem Umzug können 
aber zur Anerkennung eines wichtigen Grundes beitragen. Die Bewer- 
tung des Gesamtsachverhaltes obliegt dem entscheidenden Arbeits- 
amt. 

In die Bewertung einzufließen hat dabei auch der Gleichbehandlungs- 
grundsatz (Artikel 3 des Grundgesetzes), der gebietet, dass Arbeitslo- 
se ohne Immobilien nicht ohne gewichtige Gründe besser gestellt wer- 
den dürfen als Arbeitslose, die aufgrund ihres finanziellen Hintergrun- 
des auf Immobilienbesitz verweisen können. Ob ein Arbeitsloser eine 
Immobilie, die in seinem Eigentum steht, verkauft oder in anderer 
Weise wirtschaftlich verwertet (z. B. durch Vermietung), ist eine rein 
private Angelegenheit des Betroffenen. 


53. Abgeordneter 

Dr. Hermann 

Scheer 

(SPD) 


Eür wie viele Anlagen mit welcher gesamten 
elektrischen Nennleistung (netto) sind bis zum 
1. April 2003 beim Bundesamt für Wirtschaft 
und Ausfuhrkontrolle (BAEA) für Anlagen ge- 
mäß § 5 Abs. 1 Punkt 3 KWKG (Gesetz für 
die Erhaltung, die Modernisierung und den 
Ausbau der Kraft-Wärme-Kopplung vom 
19. März 2002) Anträge gemäß § 6 Abs. 1 
bzw. Anträge auf Erteilung einer Genehmi- 
gung im Sinne des § 8 Abs. 1 Satz 1 Bundesim- 
missionsschutzgesetz (BImSchG) gestellt bzw. 
gemeldet worden (bitte die Angaben differen- 
zieren nach Bereichen der elektrischen Nenn- 
leistung (netto) bis fünf Megawatt elektrisch 
(MWe), über 5 bis 20 MWe und über 20 
MWe)? 
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54. Abgeordneter 

Dr. Hermann 

Scheer 

(SPD) 


Für wie viele Anlagen mit welcher gesamten 
elektrischen Nennleistung (netto) sind bis zum 
1. April 2003 beim BAFA für Anlagen gemäß 
§ 5 Abs. 1 Punkt 3 KWKG Anträge gemäß § 6 
Abs. 1 bzw. Anträge auf Erteilung einer Ge- 
nehmigung im Sinne des § 8 Abs. 1 Satz 1 
BImSchG gestellt bzw. gemeldet worden (bitte 
die Angaben differenzieren nach Brenn stoff- 
einsatz Gas (auch unterbrechbar durch Öl), 
Kohle (auch inkl. Öl-Stützfeuerung) und son- 
stige)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gerd Andres 
vom 9. Mai 2003 

Beim BAFA sind bislang fünf Anträge auf Zulassung von KWK-Anla- 
gen gestellt worden, die im Zeitraum vom Inkrafttreten des Kraft- 
Wärme-Kopplungsgesetzes bis zum 31. März 2003 modernisiert wor- 
den sind. Es sind bisher drei Zulassungen erteilt worden. Leistungs- 
daten liegen nur für die letztgenannten KWK-Anlagen vor. Es handelt 
sich um je eine Anlage der drei Leistungsbereiche bis 5 MWgi über 
5 bis 20 MWci und über 20 MWg]. Bei allen drei Anlagen kommt Gas 
als Brennstoff zum Einsatz. 

Der Betreiber einer zu modernisierenden Anlage, die einer immissi- 
onsschutzrechtlichen Genehmigung bedarf, ist nach dem Kraft-Wär- 
me-Kopplungsgesetz nicht verpflichtet, dem BAFA bereits jetzt ein 
Doppel des Antrags auf Erteilung einer Genehmigung im Sinne des 
§ 10 Abs. 1 Satz 1 des BImSchG in Verbindung mit § 3 der Neunten 
Verordnung zur Durchführung des BImSchG zu übermitteln. 

Gleichwohl haben einige Betreiber derartiger Anlagen dem BAFA be- 
reits eine Kopie dieses Antrags zugesandt. Zurzeit liegen dem BAFA 
Kopien entsprechender Anträge für 30 Anlagen vor (27 Anlagen mit 
Brennstoff Gas, 1 Anlage mit Brennstoff Kohle, 2 Anlagen mit sons- 
tigen Brennstoffen). Eine Aussage über die gesamte elektrische Leis- 
tung dieser KWK-Anlagen nach Abschluss der Modernisierung ist 
nicht möglich, da aus den Kopien der Genehmigungsanträge nach 
dem BImSchG überwiegend nur die Feuerungswärmeleistung der 
Kessel ersichtlich ist. 

Darüber hinaus haben 15 Betreiber dem BAFA - ohne hierzu nach 
dem Kraft-Wärme-Kopplungsgesetz verpflichtet zu sein - formlos 
eine Modernisierung ihrer KWK-Anlagen angekündigt, ohne eine Ko- 
pie ihres Antrags auf Genehmigung nach dem BImSchG vorzulegen. 

Vor diesem Hintergrund ist zz. keine abschließende Aussage über die 
Anzahl der geplanten Modernisierungsmaßnahmen möglich. 
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55. Abgeordneter 

Dr. Hermann 

Scheer 

(SPD) 


Für wie viele Anlagen mit welcher gesamten 
elektrischen Nennleistung (netto) sind bis zum 
1. April 2003 beim BAFA für Anlagen gemäß 
§ 5 Abs. 2 KWKG Anträge auf Zulassung ge- 
mäß § 6 Ziffer 1 KWKG gestellt worden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gerd Andres 
vom 9. Mai 2003 

Insgesamt sind beim BAFA bis zum 1. April 2003 für die KWK-Anla- 
gen gemäß § 5 Abs. 2 Kraft-Wärme-Kopplungsgesetz 1513 Anträge 
eingegangen. Die gesamte elektrische Nennleistung dieser Anlagen be- 
läuft sich auf 38 MW. 


56. Abgeordneter 

Dr. Hermann 

Scheer 

(SPD) 


Welche KWK-Nettostromerzeugung und 
KWK-Nutzwärmeerzeugung gemäß § 8 Abs. 1 
KWKG sind für 2002 dem BAFA gemeldet 
worden (bitte differenzieren nach Bereichen 
der elektrischen Nennleistung bis 2 MWe und 
größer als 2 MWe)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gerd Andres 
vom 9. Mai 2003 

Diese Frage kann zz. noch nicht beantwortet werden, da einerseits 
dem BAFA noch nicht alle Testate nach § 8 Abs. 1 des Kraft-Wärme- 
Kopplungsgesetzes und Jahresmitteilungen nach § 8 Abs. 2 des Kraft- 
Wärme-Kopplungsgesetzes vorliegen und andererseits die bereits ein- 
gereichten Abrechnungen noch nicht auf ihre Plausibüität geprüft und 
ausgewertet worden sind. Die abschließenden Daten für den Zeitraum 
April bis Dezember 2002 werden frühestens Anfang Juni 2003 vorlie- 
gen. 


57. Abgeordneter 

Thomas 

Silherhorn 

(CDU/CSU) 


Trägt die Bundesregierung die von der EU in 
ihre Verhandlungsofferte aufgenommene wei- 
tere Liberalisierung des Wassersektors im Rah- 
men der laufenden Verhandlungen der Welt- 
handelsorganisation (WTO) zum Allgemeinen 
Abkommen über den Handel mit Dienstleis- 
tungen (GATS) mit, und in welchem Um- 
fang müssen nach Ansicht der Bundesregie- 
rung nationale Spielräume für die Beschrän- 
kung des Marktzugangs bestehen bleiben? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gerd Andres 
vom 28. April 2003 

Im Bereich der Umweltdienstleistungen hat die EU bereits 1995 um- 
fassende Verpflichtungen in den Sektoren Abwasserbeseitigung, Ab- 
fallbeseitigung, Umwelthygiene, Abgasreinigung sowie Natur- und 
Landschaftsschutz übernommen. Für die Trinkwasserversorgung wur- 



Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


- 35 - 


Drucksache 15/980 


den dagegen mit Blick auf die in einzelnen Mitgliedstaaten bestehen- 
den hoheitlichen Strukturen keine Verpflichtungen übernommen. Die 
Bundesregierung hat sich im Hinblick auf die Selbstverwaltungsgaran- 
tie der Kommunen in Artikel 28 Abs. 2 Grundgesetz bei ihrer Ver- 
handlungsführung auf EU-Ebene dafür eingesetzt, dass dieser Status 
quo gewahrt wird. Der Entwurf eines EU-Eingangsangebots, der in 
Kürze bei der WTO vorgelegt werden soll, sieht daher für diesen Be- 
reich keine Veränderungen vor. 


58. Abgeordneter 

Thomas 

Silberhorn 

(CDU/CSU) 


In welchem Umfang befürwortet die Bundesre- 
gierung die Marktöffnung in weiteren Dienst- 
leistungsbereichen im Rahmen des GATS, und 
was unternimmt die Bundesregierung, um bei 
diesen hohe Qualitäts- und Sicherheitsstan- 
dards zu gewährleisten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gerd Andres 
vom 28. April 2003 

Die Bundesregierung verfolgt bei den Dienstleistungsverhandlungen 
überwiegend offensive Interessen, um den Marktzugang deutscher 
bzw. europäischer Dienstleistungsexporteure auf wichtigen Drittlands- 
märkten zu verbessern. Diese offensive Rolle im weltweiten Verhand- 
lungsprozess erfordert andererseits die Vorlage eines glaubwürdigen 
Verhandlungsangebots, wobei zu berücksichtigen ist, dass die EU sich 
bereits 1995 zu einer weitgehenden Öffnung ihrer Dienstleistungs- 
märkte verpflichtet hat. 

Der Entwurf des EU-Eingangsangebots enthält aufgrund der zwi- 
schenzeitlichen Eiberalisierung auf EU-Ebene neue Verpflichtungen 
im Bereich der Post- und Kurierdienstleistungen, die 1995 wegen der 
damaligen hoheitlichen Struktur des Sektors ausgenommen waren. 
Eerner soll auch der Bereich der Energiedienstleistungen weiter geöff- 
net werden. Mit Rücksicht auf bereits laufende Arbeiten innerhalb der 
WTO zur Klassifizierung dieses Sektors, die zunächst abgewartet wer- 
den müssen, liegt in diesem Bereich noch kein konkretes Verhand- 
lungsangebot vor. 

Das Recht der Mitgliedstaaten, Qualitäts- und Sicherheitsaspekten 
Rechnung zu tragen, bleibt auch bei einem höheren Niveau der Eibe- 
ralisierung erhalten, da das GATS-Übereinkommen das souveräne 
Recht der Mitgliedsstaaten anerkennt, Dienstleistungen im innerstaat- 
lichen Bereich zu regeln. 


59. Abgeordneter 

Thomas 

Silberhorn 

(CDU/CSU) 


In welchen Bereichen und in welcher Eorm 
wird die Bundesregierung die Empfehlungen 
der Enquete-Kommission „Globalisierung der 
Weltwirtschaft - Herausforderungen und Ant- 
worten“ des 14. Deutschen Bundestags (Bun- 
destagsdrucksache 14/9200) in ihrer Verhand- 
lungsführung und bezüglich ihrer Angebote 
hinsichtlich der Öffnung von Dienstleistungs- 
bereichen im Rahmen des GATS berücksichti- 
gen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gerd Andres 
vom 28. April 2003 

Der Bericht der Kommmission enthält eine Reihe von GATS-spezifi- 
schen Empfehlungen, die mit der Position der Bundesregierung über- 
einstimmen und bei der Abfassung des EU-Angebots bereits berück- 
sichtigt worden sind. Hierzu zählen die Erhaltung der Elexibilität bei 
den GATS-Verpflichtungen, der Ausschluss von Eeistungen der öf- 
fentlichen Daseinsvorsorge von den Verhandlungen sowie die Erhal- 
tung des Rechts, nationale Standards und Normen im Bereich der Be- 
rufsqualifikationen, technischen Normen und Eizenzierungsverfahren 
festzulegen. Die Bundesregierung hat ferner bei ihrer Verhandlungs- 
führung bereits mögliche Eolgen weiterer Eiberalisierungsverpfiich- 
tungen vor allem auf dem deutschen Arbeitsmarkt berücksichtigt. Sie 
hat sich daher insbesondere im Bereich zusätzlicher befristeter Tätig- 
keit natürlicher Personen für ein äußerst moderates Angebot einge- 
setzt. Die Bundesregierung wird, wie bereits geschehen, alle Beteilig- 
ten umfassend in den Verhandlungsprozess mit einbeziehen. Darauf 
hat sie bereits gegenüber der EU-Kommission bestanden und erreicht, 
das der von dieser aus verhandlungstaktischen Gründen als vertrau- 
lich klassifizierte EU-Angebotsentwurf zumindest in Eorm einer Zu- 
sammenfassung auch der Zivilgesellschaft zugänglich gemacht wurde. 
Im Rahmen des Parlamentsvorbehalts wird die Bundesregierung 
selbstverständlich die enge Unterrichtung des Deutschen Bundestages 
fortführen. Das in Kürze vorzulegende Eingangsangebot der EU wird 
nicht zuletzt auf Druck der Bundesregierung veröffentlicht werden. 


60. Abgeordneter 

Thomas 

Silberhorn 

(CDU/CSU) 


Wird die Bundesregierung im EU-Ministerrat 
intervenieren, wenn die Europäische Kommis- 
sion eine so genannte horizontale Ausnahme 
für Dienstleistungen, die als öffentliche Aufga- 
ben betrachtet werden, bei den WTO-Verhand- 
lungen nicht oder nur teilweise durchsetzen 
kann, oder welche sonstigen Maßnahmen wird 
die Bundesregierung in einem solchen Eall er- 
greifen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gerd Andres 
vom 28. April 2003 

Die EU und ihre Mitgliedstaaten haben sich in ihren bereits 1995 
übernommenen Verpflichtungen Vorbehalten, dass Dienstleistungen, 
die auf nationaler oder örtlicher Ebene als öffentliche Aufgaben be- 
trachtet werden, staatlichen Monopolen oder ausschließlichen Rech- 
ten privater Betreiber unterliegen können. Diese horizontale Ausnah- 
me steht im EU-Angebotsentwurf nicht zur Disposition. Dies ent- 
spricht der Position der Bundesregierung, die an dieser Beschränkung 
festhalten wird. Im Übrigen erfordern alle zukünftigen Verhandlungs- 
positionen der EU wegen der im Dienstleistungsbereich bestehenden 
Mischkompetenz von EU und Mitgliedstaaten eine einstimmige Be- 
schlussfassung auf europäischer Ebene. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für 
Verbraucherschutz, Ernährung und Landwirtschaft 


61. Abgeordnete 

Gitta 

Connemann 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung das in einer Ver- 
anstaltung der Heinz-Lohmann-Stiftung am 
12. März 2003 von Prof. Franz Ellendorff 
(Bundesforschungsanstalt für Landwirtschaft) 
dargestellte Forschungsergebnis bekannt, dem- 
zufolge die gegenwärtig praktizierte extensive 
Bewirtschaftung in der Geflügelproduktion an- 
gesichts des erhöhten Futteraufwands, des da- 
mit verbundenen zusätzlichen Futterbedarfs, 
des dadurch bedingten Flächenbedarfs, des er- 
höhten Proteinaufwands sowie der erhöhten 
Ausscheidung von ungewollten Stoffen (Stick- 
stoff, Phosphor) nicht identisch mit Ressour- 
censchonung, Umweltverträglichkeit und da- 
mit Nachhaltigkeit sei und wenn ja, seit wann? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Gerald Thalheim 
vom 29. April 2003 

Die Ausführungen von Prof. Franz Ellendorff zu der parlamentari- 
schen Veranstaltung der Heinz-Lohmann-Stiftung am 12. März 2003 
beziehen sich auf eine Studie des Tierzuchtinstituts der Bundesfor- 
schungsanstalt für Landwirtschaft zur Bewertung unterschiedlich in- 
tensiver Mastverfahren bei Geflügel im Auftrag und mit finanziellen 
Mitteln der Heinz-Lohmann-Stiftung. 

Diese Studie beinhaltet einen Vergleich der Produktionsverfahren „in- 
tensiv“, „Auslauf“ und „Öko“ ausschließlich während der Mastperi- 
ode. Externe Kosten in den Vorleistungsbereichen und den der Geflü- 
gelmast vor- und nachgelagerten Produktionsstufen werden nicht in 
ausreichendem Maß berücksichtigt. Eine ganzheitliche Bewertung der 
genannten unterschiedlich intensiven Produktionsverfahren ist damit 
nicht möglich. Der Ressourceneinsatz insgesamt und der betriebliche 
Stoffkreislauf machen gerade die Vorzüge des Ökolandbaus aus. Tier- 
gerechtheit und Produktqualität sind in der Studie nur am Rande er- 
wähnt. 

Das Bundesministerium für Verbraucherschutz, Ernährung und Land- 
wirtschaft hat mit Schreiben vom 12. März 2003 Prof Franz Ellen- 
dorff mitgeteilt, dass aufgrund der o. g. Zusammenhänge wesentlichen 
Bewertungen der Studie nicht gefolgt werden kann. Das betrifft auch 
die „scheinwissenschaftliche“ Argumentation der Studie, die die an- 
geblich mangelnde Nachhaltigkeit der Freüandhaltung belegt. Er wur- 
de gebeten, die Bewertung der Studie nachhaltigkeitsorientiert und 
institutsübergreifend fortzusetzen. 
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62. Abgeordnete 

Gitta 

Connemann 

(CDU/CSU) 


Beabsichtigt die Bundesregierung vor diesem 
Hintergrund eine Änderung der Legehennen- 
haltungsverordnung, und wenn nicht, wie 
rechtfertigt sie dies angesichts der Feststellung 
von Prof Franz Ellendorff? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Gerald Thalheim 
vom 29. April 2003 

Für Änderungen der Legehennenhaltungsverordnung gibt es auf- 
grund des genannten Sachverhaltes keinen Anlass. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Verteidigung 


63. Abgeordneter 

Otto 

Fricke 

(FDP) 


Warum will die Bundesregierung zukünftig da- 
von absehen, Wehrpflichtige zum Wehrdienst 
einzuberufen, wenn sie einen Ausbildungsver- 
trag abgeschlossen haben oder eine rechts- 
verbindliche Einstellungszusage für eine beruf- 
liche oder Beamtenausbüdung vorweisen kön- 
nen, im Unterschied dazu aber jene Wehr- 
pflichtigen weiterhin einberufen, die ein Hoch- 
schul- oder Fachhochschulstudium anstreben 
und auch einen konkreten Studienplatz zu- 
gesagt bekommen haben, möglicherweise im 
Rahmen von Einzelzulassungsverfahren und 
unter Absolvierung von Aufnahmetests? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Hans Georg Wagner 
vom 30. April 2003 

Der Bundeskanzler hat in seiner Regierungserklärung am 14. März 
2003 vor dem Deutschen Bundestag das Ziel der Bundesregierung 
vorgegeben, allen Jugendlichen die Chance zu eröffnen, mit einer ar- 
beitsmarktverwertbaren Berufsausbildung den Start in das Berufsle- 
ben beginnen zu können. Er hat daher an die Wirtschaft appelliert, 
ein auswahlfähiges und differenziertes Angebot an Ausbildungsplät- 
zen in Berufen bereitzustellen, die Beschäftigungsperspektiven auf 
dem Arbeitsmarkt eröffnen. Dabei werde die Bundesregierung die 
Wirtschaft in ihren Ausbildungsanstrengungen durch förderliche Rah- 
menbedingungen unterstützen. Öffentlich finanzierte Ausbildungspro- 
gramme sollten dazu beitragen, ein der Nachfrage entsprechendes 
Ausbildungsplatzangebot sicherzustellen. 

Um die Bundesregierung auf diesem Gebiet zu unterstützen, ist eine 
administrative Regelung zugunsten von Wehrpflichtigen geschaffen 
worden, die nach Erlangung ihrer Hochschul- bzw. Fachhochschulrei- 
fe eine betriebliche Ausbildung vertraglich vereinbart haben oder de- 
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nen eine betriebliche Ausbildung verbindlich zugesagt wurde. Diese 
wehrpflichtigen Abiturienten und Fachoberschulabsolventen werden 
befristet - bis zum Abschluss ihrer ersten betrieblichen Ausbildung - 
nicht zum Wehrdienst herangezogen. 

Von dieser Regelung ausgenommen sind jedoch studierwillige Wehr- 
pflichtige, da bei diesem Personenkreis das Ende der Ausbildung, an- 
ders als bei den Auszubildenden, zeitlich nicht eingegrenzt werden 
kann. Dies gilt grundsätzlich auch für Wehrpflichtige, die die Zusage 
für einen konkreten Studienplatz erhalten haben. Dieser Personen- 
kreis ist gemäß § 34 Abs. 1 Nr. 1 Hochschulrahmengesetz (HRG) vor 
Benachteüigungen geschützt. Wehrpflichtige, die zur Studienplatzver- 
gabe an einem besonderen Auswahlverfahren nach § 33 HRG teilneh- 
men müssen, haben nach Ableistung des Wehrdienstes bei gleichem 
Rang Vorrang vor anderen Bewerbern. Sollte im Einzelfall durch Hin- 
zukommen weiterer Umstände dennoch für den Wehrpflichtigen eine 
besondere Härte entstehen, so könnte eine Zurückstellung nach der 
allgemeinen Härtemilderungsklausel des § 12 Abs. 4 Satz 1 WPflG 
ausgesprochen werden. 


64. Abgeordneter 

Martin 

Hohmann 

(CDU/CSU) 


Inwieweit betrachtet die Bundesregierung den 
Verkauf der Howaldtswerke-Deutsche Werft 
AG (HDW) als „aus rüstungswirtschaftlicher 
Sicht ... bedenklich“ (so die damalige Parla- 
mentarische Staatssekretärin beim Bundesmi- 
nister der Verteidigung, Brigitte Schulte, zitiert 
nach DER SPIEGEL 25/2002), und wie kann 
die Bundesregierung im Jahr 2003 den Ab- 
fluss deutschen Know-hows verhindern, dessen 
Verkauf an eine ausländische Gruppe 2002 
von ihr politisch nach Presseberichten (DER 
SPIEGEL 25/2002) ausdrücklich gutgeheißen 
wurde? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Hans Georg Wagner 
vom 30. April 2003 

Die Bundesregierung hat zu den Vorgängen um den Verkauf der 
HDW an den US-Investor ONE EQUITY PARTNERS (OEP) im 
Jahre 2002 in den parlamentarischen Gremien eingehend Stellung ge- 
nommen. In einem zwischen den Ressorts BMWA und BMVg abge- 
stimmten Bericht wurde der Haushaltsausschuss des Deutschen Bun- 
destages am 26. Juni 2002 (siehe anliegende Hintergrundinforma- 
tion*)) ausführlich unterrichtet. 

Um den Abfluss von technischem Wissen zu verhindern, beabsichtigt 
die Bundesregierung, die Veräußerung von Unternehmen bzw. von 
Unternehmensteilen, die Rüstungsgüter hersteilen, bei Vorliegen be- 
stimmter Voraussetzungen unter Genehmigungsvorbehalt zu stellen. 
Hierzu ist das Außenwirtschaftsgesetz zu ändern. Eine Veräußerung 


*) Vom Abdruck der Anlage wurde aufgrund der Nummer 13 Satz 2 in Verbindung mit 
Nummer 1 Abs. 3 Satz 1 zweiter Halbsatz der Richtlinien für die Fragestunde und für die 
schriftlichen Einzelfragen abgesehen. 
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soll verhindert werden können, wenn ihr wesentliche Sicherheitsinte- 
ressen entgegenstehen, wozu auch der Erhalt einer effektiven (nationa- 
len) Rüstungsbasis gehört. 

In nationaler Hinsicht stellt die beabsichtigte Änderung des Außen- 
wirtschaftsrechtes eine wesentliche Maßnahme zum Schutz der vertei- 
digungspolitischen Interessen der Bundesrepublik Deutschland dar. 

Weiteres Instrument zur Verhinderung des Abflusses des technischen 
Wissens ist die Festlegung der Zugangsberechtigung von Personen zu 
eingestuftem Material. Damit eröffnet sich die Möglichkeit, techni- 
sches Wissen auf einen engen Personenkreis zu beschränken und so 
einem unkontrollierten Abfluss entgegenzuwirken. 


65. Abgeordneter 

Martin 

Hohmann 

(CDU/CSU) 


Was gedenkt die Bundesregierung konkret zu 
tun, um der „Gefahr, dass die wehrtechnische 
Basis in Europa verloren geht“ (Walter 
Stützte, damaliger Staatssekretär im Bundesmi- 
nisterium der Verteidigung, zitiert nach DER 
SPIEGEE 25/2002) entgegenzuwirken? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Hans Georg Wagner 
vom 30. April 2003 

Die Bundesregierung unterstützt das Ziel einer europäischen Rüs- 
tungsbasis und eines europäischen Rüstungsmarktes als wichtige Ele- 
mente für eine Weiterentwicklung der Europäischen Sicherheits- und 
Verteidigungspolitik. Hierzu setzt sie sich insbesondere für die Schaf- 
fung verbesserter Rahmenbedingungen ein. Dies geschieht im Rah- 
men der Umsetzung des Framework Agreement zum Fetter of Intent 
(Eol/FA), in dem sechs europäische Staaten (Frankreich, Italien, 
Großbritannien, Spanien, Schweden und Deutschland) Maßnahmen 
zur Erleichterung der Zusammenarbeit ihrer wehrtechnischen Indus- 
trie vereinbart haben. Neben diesem so genannten Eol-Prozess fördert 
die Mitgliedschaft in der quadrolateralen Beschaffungsorganisation 
OCCAR (Frankreich, Italien, Großbritannien und Deutschland) so- 
wie in der Western European Armaments Group (WEAG) den Auf- 
bau einer wehrtechnischen Basis auf europäischer Ebene. Auch im 
Rahmen der Europäischen Union wird dieses Ziel verfolgt und es wer- 
den geeignete Maßnahmen erörtert (z. B. die Schaffung einer gemein- 
samen Rüstungsagentur). 


66. Abgeordneter 

Jürgen 

Klimke 

(CDU/CSU) 


Welcher nicht genutzte Bestand an Fahrzeu- 
gen, technischen Geräten und Zelten besteht 
bei der Bundeswehr, und inwiefern sind diese 
Fahrzeuge und Geräte für den Einsatz beim 
THW kompatibel? 



Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


-41 - 


Drucksache 15/980 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Hans Georg Wagner 
vom 30. April 2003 

1) Ungepanzerte Radfahrzeuge 

Derzeit wird eine Aussonderungsplanung für die im Rahmen der 
neuen Struktur der Bundeswehr in den nächsten Jahren auszuson- 
dernden Fahrzeuge erarbeitet. Das Ergebnis wird bis zum Ende 
des ersten Halbjahres 2003 vorliegen. 

2) Technische Geräte 

Es wird gegenwärtig im Rahmen der Umstrukturierung der Bun- 
deswehr festgestellt, welche der in den Streitkräften vorhandenen 
technischen Geräte nach Art und Umfang in absehbarer Zeit über- 
schüssig werden. Es werden Aussonderungen in größeren Umfän- 
gen angestrebt. 

Beim Liegenschaftsgerät (Unterkunftsausstattungen und Betriebs- 
gerät) stehen überzählige Bestände nicht zur Verfügung. Mit dem 
aus aufgegebenen Liegenschaften noch brauchbaren Liegenschafts- 
gerät wird der Ersatzbedarf gedeckt. 

3) Zelte 

Mit der Aussonderung überschüssiger Zelte ist auf absehbare Zeit 
nicht zu rechnen. 

4) Kompatibilität für einen Einsatz beim THW 

Die Kompatibilität kann seitens des BMVg nur im Einzelfall ge- 
prüft werden. Die Erfahrung bei Radfahrzeugen hat gezeigt, dass 
in der Regel die Trägerfahrzeuge der Bundeswehr (z. B. LKW 5 t 
mil) für die Aufnahme von Rüstsätzen und Aufbauten des THW 
geeignet sind. 


67. Abgeordneter 

Jürgen 

Klimke 

(CDU/CSU) 


Wurde eine Überstellung überzähliger Fahr- 
zeuge der Bundeswehr an das THW geprüft, 
und wenn ja, welches Ergebnis brachte diese 
Prüfung? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Hans Georg Wagner 
vom 30. April 2003 

Eine Abgabe von Fahrzeugen an das THW wurde in der Vergangen- 
heit auf Einzelanfrage hin geprüft. In der Regel wurden die Petenten 
an die VEBEG (Verwertungsgesellschaft des Bundes) verwiesen und 
konnten dort grundsätzlich ihren Bedarf decken. Ob das zu erwarten- 
de erhöhte Verwertungsaufkommen Möglichkeiten bietet, größere 
Mengen an das THW abzugeben, wird auf Anfrage des THW zu prü- 
fen sein. 
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68. Abgeordneter 

Günther Friedrich 
Nolting 

(FDP) 


Trifft es zu, dass die Bundeswehr in Kabul, als 
einzige Nation des ISAF-Kontingents, bei der 
Lebensmittelbestellung mit einem Vorlauf von 
etwa acht Wochen - statt der üblichen drei Ta- 
ge bei Lebensmittelanforderungen anderer Na- 
tionen - rechnen muss, und wenn ja, warum? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Walter Kolhow 
vom 25. April 2003 

Es trifft zu, dass nur das Bundeswehrkontingent ISAF bei bestimmten 
Lebensmittelanforderungen mit acht Wochen Vorlauf rechnen muss. 
Hierbei handelt es sich um solche Produkte, die den „typisch deut- 
schen“ Verzehrgewohnheiten entsprechen, z. B. diverse Wurst- und 
Fleischwaren. Die vor Ort in Kabul ansässige Firma Supreme, die aus 
einer Ausschreibung als wirtschaftlichster Lebensmittellieferant her- 
vorgegangen ist und auch die anderen Einsatzkontingente beliefert, 
hat um diese einmalige Vorlaufzeit gebeten. Da in der Eolgezeit die 
Anforderungen wöchentlich gestellt werden, erfolgen auch die Eebens- 
mittellieferungen ab der neunten Woche wöchentlich. Aus den vor 
Ort verfügbaren Beständen an Eebensmitteln kann auch kurzfristig 
abgerufen werden. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Famiiie, 
Senioren, Frauen und Jugend 


69. Abgeordneter 

Reinhard 

Grindel 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, dass die Parlamentarische Staats- 
sekretärin bei der Bundesministerin für Fami- 
lie, Senioren, Frauen und Jugend, Marieluise 
Beck, am 2. April 2003 im Ausschuss für Men- 
schenrechte und humanitäre Hilfe die Auffas- 
sung vertreten hat, durch die Abschiebung von 
Flüchtlingen aus Algerien, die nichtstaatlicher 
Verfolgung unterlegen hätten, seien viele die- 
ser Zurückgeschobenen in ihrem Eeben und in 
ihrer Gesundheit gefährdet worden, und hat 
sie dabei für die gesamte Bundesregierung ge- 
sprochen? 


Antwort der Beauftragten der Bundesregierung für Migration, 
Flüchtlinge und Integration, Parlamentarische Staatssekretärin 
Marieluise Beck 
vom 7. Mai 2003 

Die Parlamentarische Staatssekretärin Marieluise Beck hat an der Sit- 
zung des Ausschusses für Menschenrechte und humanitäre Hilfe am 
2. April 2003 in ihrer Funktion als Beauftragte der Bundesregierung 
für Migration, Flüchtlinge und Integration teügenommen. Sie kam da- 
mit ihrem gesetzlichen Auftrag nach § 91c Abs. 2 des Ausländergeset- 
zes nach, dem Deutschen Bundestag einen Bericht über die Fage der 
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Ausländer in Deutschland zu erstatten und diesen ggf. auch zu erläu- 
tern. 

Sie hat dabei im Rahmen ihrer mündlichen Eingangsausführungen 
darauf hingewiesen, dass die im Entwurf des Zuwanderungsgesetzes 
in § 60 Abs. 1 des Entwurfes des Aufenthaltsgesetzes vorgesehene Be- 
rücksichtigung nichtstaatlicher Verfolgung bei der Entscheidung über 
die Zuerkennung der Elüchtlingseigenschaft nach der Genfer Elücht- 
lingskonvention einen flüchtlingsrechtlichen Eortschritt bedeuten wür- 
de, an dem der gesamte Ausschuss einen großen Anteil hat. 

Sie hat ferner die aufenthaltsrechtlichen Verbesserungen im Zuwande- 
rungsgesetz gegenüber der jetzigen Rechtslage für Opfer nichtstaatli- 
cher Verfolgung dargestellt. 

Diese flüchtlings- und aufenthaltsrechtlichen Verbesserungen würden 
auch für Opfer nichtstaatlicher Verfolgung aus Algerien gelten. 

Der Bundeskanzler hat sich in der 222. Sitzung des Deutschen Bun- 
destages am 1. März 2002 wie folgt zu dem Problemkreis geäußert: 
„Diese Balance [des Zuwanderungsgesetzes] kommt zum Beispiel da- 
durch zum Ausdruck, dass wir es für richtig halten, dass Erauen - 
auch wenn sie nicht staatlich verfolgt sind -, die Angst haben, ver- 
stümmelt zu werden, die um Eeib und Eeben fürchten müssen, wie wir 
das in Afghanistan und anderswo erlebt haben, bei uns Zuflucht fin- 
den können. Wer wollte dem ernsthaft widersprechen?“ (Plenarproto- 
koll 14/222, S. 22052). 

Insofern ist eine Unvereinbarkeit der Äußerungen der Beauftragten 
der Bundesregierung für Migration, Elüchtlinge und Integration mit 
der Position der Bundesregierung nicht erkennbar. 


70. Abgeordneter 

Reinhard 

Grindel 

(CDU/CSU) 


Wenn ja, wie lässt sich diese Aussage der Par- 
lamentarischen Staatssekretärin bei der Bun- 
desministerin für Eamilie, Senioren, Erauen 
und Jugend, Marieluise Beck, vom 2. April 
2003 mit der verschiedentlichen Aussage des 
Bundesministers des Innern, Otto Schüy, ver- 
einbaren, es gäbe bezogen auf die so genannte 
„nichtstaatliche“ Verfolgung in Deutschland 
keine Schutzlücken, und in welcher Art und 
Weise sind die von der Parlamentarischen 
Staatssekretärin erwähnten algerischen Elücht- 
linge konkret in ihrem Eeben und ihrer Ge- 
sundheit gefährdet worden? 


Antwort der Beauftragten der Bundesregierung für Migration, 
Flüchtlinge und Integration, Parlamentarische Staatssekretärin 
Marieluise Beck 
vom 7. Mai 2003 


Entfällt, siehe Antwort zu Erage 69. 
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71. Abgeordnete 
Maria 
Michalk 

(CDU/CSU) 


Wie hoch ist insgesamt die institutioneile För- 
derung für Träger der Schwangerschaftskon- 
fliktberatung durch den Bund, aufgeteilt nach 
Trägern, und gibt es für die Zukunft verän- 
derte Förderprioritäten? 


Antwort des Staatssekretärs Peter Ruhenstroth-Bauer 
vom 25. April 2003 

Grundsätzlich sind für die Förderung, den Inhalt, die Durchführung, 
die Anerkennung und Überprüfung der Schwangerschaftskonfliktbe- 
ratung nach den §§ 3 bis 10 Schwangerschaftskonfliktgesetz (SchKG) 
die Länder zuständig. Soweit es sich um bundeszentrale Träger han- 
delt, werden einzelne Maßnahmen im Rahmen der Projektförderung 
der Beratungsverbände durch den Bund gefördert. Eine institutioneile 
Förderung für Träger der Schwangeren- und Schwangerschaftskon- 
fliktberatung durch den Bund erfolgt nicht. 

Der pro familia-Bundesverband, zu dessen Aufgaben u. a. die Schwan- 
ger Schaftskonfliktberatung zählt, wird durch eine Projektförderung in 
Form eines Fördervertrages (gegenwärtige Vertragslaufzeit bis 2004) 
finanziell unterstützt. 

Die Donum Vitae Bundesgeschäftsstelle e.V. wurde von 2000 bis 
2003 durch eine Projektförderung für die bundesweite Vernetzung der 
neu eingerichteten Beratungsstellen in organisatorisch-finanzieller und 
ausbildungsmäßiger Hinsicht nach dem Ausstieg der katholischen Kir- 
che aus der Schwangerschaftskonfiiktberatung gefördert. 

Ebenfalls im Wege der Projektförderung fördert das BMFSFJ die zen- 
tralen und internationalen Aufgaben sowie die bundeszentrale Fortbil- 
dung der sechs Wohlfahrtsspitzenverbände nach den Förderrichtlinien 
Wohlfahrtsverbände FR-WV vom 1. August 1997. 

Die Förderung ist in Bezug auf die Aufgaben der Wohlfahrtsspitzen- 
verbände als Träger der Schwangeren- und Schwangerschaftskonfiikt- 
beratung nicht zu quantifizieren. 

Eine Veränderung der Förderprioritäten in der Verantwortung des 
Bundes ist nicht vorgesehen. 


72. Abgeordneter 
Günter 
Nooke 
(CDU/CSU) 


Mit welchen Mitteln wurde der von der Natur- 
freundejugend Deutschlands in Neumünster 
veranstaltete Kindergipfel 2002, auf dem der 
Zukunftsvertrag 2002 erarbeitet worden ist, ge- 
fördert und wie bewertet die Bundesregierung 
die in diesem Zukunftsvertrag enthaltene 
Selbstverpfiichtung, wonach sich Jungen ver- 
pflichten, den Wehrdienst zu verweigern vor 
dem Hintergrund der in Deutschland gelten- 
den allgemeinen Wehrpflicht? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Christel Riemann-Hanewinckel 
vom 7. Mai 2003 

Der von der Naturfreundejugend Deutschlands veranstaltete Kinder- 
gipfel 2002, auf dem der Zukunftsvertrag 2002 erarbeitet worden ist, 
wurde mit 53 000 Euro aus Mitteln des Kinder- und Jugendplans ge- 
fördert. 

Die Bundesregierung hat wiederholt verdeutlicht, dass der Wehrdienst 
primärer Pflichtdienst ist, während der Zivildienst stets als Ersatz- 
dienst für diejenigen Wehrpflichtigen bewertet wird, die aus Gewis- 
sensgründen den Dienst mit der Waffe nicht leisten können. Das wird 
unter anderem dadurch deutlich, dass zum Zivüdienst nur herangezo- 
gen wird, wer als Kriegsdienstverweigerer anerkannt worden ist. Dies 
entspricht der ständigen Rechtsprechung des Bundesverfassungsge- 
richts. 

Der Aufruf zur Kriegsdienstverweigerung ist Ausdruck des Verbands- 
profils der Naturfreundejugend Deutschlands und gibt nicht die Auf- 
fassung der Bundesregierung wieder. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Gesundheit 
und Soziaie Sicherung 


73. Abgeordnete 

Gitta 

Connemann 

(CDU/CSU) 


Wie beurteüt die Bundesregierung die Gefahr 
der Bildung eines neuartigen Virus durch eine 
Kombination menschlicher Grippeviren mit 
dem zz. in den Niederlanden und in Belgien 
grassierenden aviären Influenzavirus, insbe- 
sondere vor dem Hintergrund der entsprechen- 
den Warnungen niederländischer Wissen- 
schaftler (z. B. Prof Albert Osterhaus, Eras- 
mus-Universität Rotterdam)? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Klaus Theo Schröder 
vom 2. Mai 2003 

Die Influenzaviren als Verursacher der Grippe sind durch eine beson- 
ders hohe genetische Variabilität gekennzeichnet. Dies gilt insbesonde- 
re für die Influenza-A-Viren mit einem breiten Wirtsspektrum und 
einer Vielzahl von Hämagglutinin- und Neuramidasesubtypen. Die 
Geflügelpest ist dabei eine bei Vögeln besonders schwer verlaufende 
und hochansteckende Eorm der aviären Influenza oder Vogelgrippe. 
Seit sechs Wochen sind in den Niederlanden Geflügelbestände mit 
einem aviären Influenzavirus des Typs A H7N7 (Vogelgrippe, klassi- 
sche Vogelpest) infiziert. Influenzaviren des Typs A H7N7 verursa- 
chen üblicherweise allenfalls einzelne Erkrankungen unter Menschen 
und führten in der Vergangenheit nicht zu Epidemien in der Bevölke- 
rung. 
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Wenn Menschen oder Tiere gleichzeitig mit verschiedenen Influenza- 
viren infiziert sind, z. B. aviäre und humane Influenzaviren, kann 
durch eine Durchmischung der Virusgene ein Influenzavirus mit 
neuen Eigenschaften entstehen. 


74. Abgeordnete 

Gitta 

Connemann 

(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Ansicht, dass 
zur Vermeidung eines solchen Risikos nur Per- 
sonen mit Kontaktpersonen, -betrieben, -tieren 
oder -gegenständen in Berührung kommen 
dürfen, die gegen Grippe geimpft sind, und 
wenn ja, erwägt sie eine Verlängerung der Zu- 
lassung des zz. in Deutschland eingesetzten 
Grippeimpfstoffes über den 30. April 2003 
hinaus? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Klaus Theo Schröder 
vom 2. Mai 2003 

Um die Gefahr der Entstehung neuartiger Grippeviren zu minimie- 
ren, müssen Doppelinfektionen des Menschen verhindert werden. Ge- 
eignete Maßnahmen hierfür sind die Anwendung von Schutzkleidung, 
die Einnahme von antiviralen Medikamenten zur Infektionsprophy- 
laxe (Neuramidasehemmer) und die Impfung potentiell exponierter 
Personen gegen menschliche Grippeviren. Ein Impfstoff, der den 
Menschen vor der Vogelgrippe schützt, ist nicht verfügbar. 

Eine entsprechende Empfehlung des Bundesinstituts für Risikobewer- 
tung (BfR) und des Robert Koch-Instituts (RKI) liegt seit Mitte März 
2003 vor und wird zurzeit aktualisiert. 

Weiterhin müssen Doppelinfektionen von Schweinen mit humanen 
und aviären Influenzaviren durch geeignete veterinärmedizinische 
Maßnahmen ausgeschlossen werden. 

Zur Schutzimpfung gegen Influenzaviren beim Menschen sind mehre- 
re Impfstoffe verschiedener Hersteller zugelassen. Eine Zulassung er- 
lischt gemäß § 31 Abs. 3 Arzneimittelgesetz (AMG) fünf Jahre nach 
Erteilung, es sei denn, dass spätestens drei Monate vor Ablauf der 
Erist ein Antrag auf Verlängerung gestellt wird. Eür keinen der aktuell 
zugelassenen Impfstoffe erlischt die Zulassung am 30. April 2003 oder 
in den darauf folgenden Monaten. Eür die meisten Grippeimpfstoffe 
wurden soeben die Verfahren zur Verlängerung der Zulassungen posi- 
tiv abgeschlossen, so dass der Zulassungsstatus grundsätzlich ein 
Inverkehrbringen dieser Impfstoffe ermöglicht. 


75. Abgeordneter 

Dirk 

Niebel 

(EDP) 


Wie hoch schätzt die Bundesregierung die 
Kosten für die neu geschaffenen Stellen bei 
der Bundesknappschaft für die Verwaltung der 
Minijobs, den Einzug und die Weiterleitung 
der Beiträge ein, und wie werden sie finan- 
ziert? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Franz Thönnes 
vom 5. Mai 2003 

Im Haushalt der Bundesknappschaft sind für die Errichtung der Zen- 
tralen Einzugsstelle bei der Bundesknappschaft insgesamt 1 612 neue 
Stellen und Planstellen vorgesehen, von denen zz. 150 Stellen gesperrt 
sind und 350 Planstellen mit dem Haushaltsvermerk „kw 01.07.2006“ 
sowie 300 Planstellen mit dem Haushaltsvermerk „kw 31.12.2007“ 
versehen. 112 dieser Stellen dienen auf Dauer der Wahrnehmung von 
Aufgaben der Eohnausgleichskasse. Voraussichtlich werden Personal- 
und Sachkosten in Höhe von 79,147 Mio. Euro entstehen. Diese wer- 
den über die Einzugsstellenvergütung und, soweit es sich um Aufga- 
ben der Eohnausgleichskasse handelt, aus der Umlage der Arbeitgeber 
gedeckt. Die der Bundesknappschaft durch den Einzug der Pausch- 
steuer entstehenden Verwaltungskosten werden vom Bund im Rah- 
men der Gesamtfmanzierung der Bundesknappschaft erstattet. Der 
Gesetzgeber verspricht sich darüber hinaus auch eine finanzielle Ent- 
lastung im Bereich der Melde- und Beitragseinzugsvergütung zu Guns- 
ten der Versicherten. Dies beruht im Wesentlichen auf der Konzentra- 
tion dieser Tätigkeiten an einer Stelle, die zu entsprechenden Aufga- 
benentlastungen bei allen Krankenkassen beiträgt. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Verkehr, 
Bau- und Wohnungswesen 


76. Abgeordneter 

Jochen-Konrad 

Fromme 


(CDU/CSU) 


Wie bewertet die Bundesregierung Planungen 
des Berliner Senates, die zweckgebundenen 
Bundeszuschüsse (sog. Regionalisierungsmit- 
tel) für die S-Bahn Berlin nicht mehr voll an 
das Unternehmen weiterzugeben, sondern für 
die Berliner Verkehrsbetriebe und damit die 
Sanierung des Berliner Eandeshaushaltes zu 
verwenden (vgl. Berliner Zeitung vom 
24. Aprü 2003), und erwägt sie in diesem Fall, 
den Differenzbetrag zu kürzen oder ganz zu 
streichen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Angelika Mertens 
vom 2. Mai 2003 

Den Eändern steht gemäß Artikel 1 06a Grundgesetz (GG) ein Betrag 
aus dem Steueraufkommen des Bundes für den öffentlichen Personen- 
nahverkehr zu. Das Nähere ist im Regionalisierungsgesetz geregelt. 
Danach ist mit den Regionalisierungsmitteln „insbesondere der Schie- 
nenpersonennahverkehr zu finanzieren.“ 

Die Bundesregierung geht davon aus, dass das Fand Berlin die Regio- 
nalisierungsmittel entsprechend der gesetzlichen Vorgabe einsetzt. 
Prüfungsrechte hinsichtlich der Verwendung der Mittel stehen der 
Bundesregierung gegenüber dem Fand nicht zu: 



Drucksache 15/980 


-48- 


Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


Artikel 106a GG begründet eine Zahlungspflicht des Bundes. Es han- 
delt sich nicht um Finanzhilfen des Bundes im Sinne des Artikels 104a 
GG und nicht um „Kann“-Leistungen. 


77. Abgeordneter 
Markus 
Grübel 

(CDU/CSU) 


Welche Kriterien werden allgemein zur Unter- 
scheidung für den Bundesverkehrswegeplan 
(BVWP) zwischen Bundes- und Landesstraßen 
herangezogen, und wie haben sich die Krite- 
rien seit dem letzten BVWP geändert? 


78. Abgeordneter 
Markus 
Grübel 

(CDU/CSU) 


Welche Kriterien haben sich bei der planfest- 
gestellten Bundesstraße B312 Stuttgart-Hedel- 
fmgen- Stuttgart-Riedenberg, die noch im letz- 
ten Bundesverkehrswegeplan als Bundesstraße 
im Vordringlichen Bedarf aufgeführt war und 
baurechtlich abgesichert ist, geändert, dass sie 
nun vom Bundesministerium für Verkehr, 
Bau- und Wohnungswesen nicht mehr als Bun- 
desstraße eingestuft worden ist? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Achim Großmann 
vom 30. April 2003 

Bei einer Überarbeitung bzw. Fortschreibung, wie des Bundesver- 
kehrswegeplans (BVWPVBedarfsplanes, kann neben der Feststellung 
von neuem Bedarf auch bisher anerkannter Bedarf (z. B. wegen nicht 
nachgewiesener Fernverkehrsrelevanz) zurückgenommen werden. 

Das Projekt Stuttgart-Hedelfingen/Riedenberg liegt im Zuge der Lan- 
desstraßen L 1198/1200, für die der Bund nicht Baulastträger ist. Die 
vorhandene Bundesstraße B 3 1 2 endet von Süden kommend an der 
Bundesautobahn A 8. 

Der Bund wird bundesweit Vorhaben, für die die künftige Baulast mit 
dem derzeitigen Träger der Baulast nicht abschließend geklärt worden 
ist, nicht in den neuen BVWP sowie in den neuen Bedarfsplan für die 
Bundesfernstraßen aufnehmen. Der BVWP enthält demzufolge nur 
Bundesvorhaben. Eine Unterscheidung zwischen Bundes- und Landes- 
straßen, deren Funktion im Fernstraßengesetz bzw. in den jeweiligen 
Länderstraßengesetzen beschrieben ist, ist daher nicht erforderlich 
und wurde auch in der Vergangenheit nicht vorgenommen. 

Eine zwischen dem Bund und dem Land Baden-Württemberg abge- 
stimmte Netzkonzeption, nach der die Bundesstraße B312 künftig 
nördlich der Bundesautobahn A8 bis zur Bundesstraße B 10 verlän- 
gert werden soll oder ein entsprechender Antrag des Landes auf Auf- 
stufung der betroffenen Landesstraßen, liegt dem Bundesministerium 
für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen bisher nicht vor. 

Dem Vorgehen des Bundes in dieser Sache steht nicht entgegen, dass 
für den Bau des in Rede stehenden Projektes entsprechende Flächen 
in der Bauleitplanung der Stadt Stuttgart gesichert wurden. Eine bau- 
reife Fernstraßenplanung liegt im Übrigen nicht vor. 
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79. Abgeordneter 

Michael 

Kretschmer 

(CDU/CSU) 


Welche Aktivitäten hat die Bundesregierung 
zu welchem Zeitpunkt im Hinblick auf die EU- 
Osterweiterung unternommen, um mit der pol- 
nischen Regierung eine Vereinbarung über 
eine grenzüberschreitende Straßenverbindung 
zum Anschluss der Bundesstraße B 178 an die 
tschechische Staatsstraße R 35 von Zittau nach 
Liberec zu erreichen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Angelika Mertens 
vom 25. April 2003 

Auf der Grundlage der „Gemeinsamen Erklärung über die Straßen- 
verbindung im Raum zwischen den Städten Zittau (D), Bogatynia 
(PE) und Hradek nad Nisou (CZ) vom 9. April 2002“ soll ein trilate- 
rales deutsch-polnisch-tschechisches Abkommen über Bau, Erhaltung 
und Einanzierung einer Straßenverbindung im Dreüändereck der 
Euroregion Neiße geschlossen werden. 

Die deutsche Seite hat mit Schreiben vom 17. September 2002 den 
Verkehrsministerien der Republik Polen und der Tschechischen Repu- 
blik einen zuvor mit den Bundesressorts abgestimmten Abkommens- 
entwurf - auch in polnischer bzw. tschechischer Sprache - übermit- 
telt. 

Die polnische Seite hat in einem Schreiben sowie anlässlich eines 
bilateralen Gesprächs Ende Oktober 2002 dem Bundesministerium 
für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen mitgeteilt, dass sich dieser 
Entwurf derzeit in der Ressortabstimmung befindet und die polnische 
Seite einen eigenen Entwurf erarbeiten und der deutschen und tsche- 
chischen Seite vorlegen will. 

Der Bundesminister für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen Dr. 
Manfred Stolpe und sein tschechischer Kollege, Minister Milan 
Simonovsky, waren sich bei bilateralen Gesprächen am 14. April 2003 
in Prag einig, dass die trüateralen Gespräche zu dieser Baumaßnahme 
von hoher Bedeutung sind und zeitnah vorangebracht werden müssen. 
Bundesminister Dr. Manfred Stolpe wird das Thema daher anlässlich 
bilateraler Gespräche mit seinem polnischen Amtskollegen, Infra- 
strukturminister Marek Pol, am 30. April 2003 in Görlitz ansprechen 
und ihn bitten, darauf hinzuwirken, dass die Aufnahme der trüateralen 
Verhandlungen zu dem Abkommen nunmehr zügig erfolgen kann. Es 
wird angestrebt, dass erste trilaterale Gespräche möglichst noch im 
Erühjahr 2003 stattfmden. 


80. Abgeordneter 

Dr. Michael 
Luther 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, ob es (nach 
Aussage einer Bahnmitarbeiterin am Informa- 
tionspunkt im Eeipziger Hauptbahnhol) bei 
der Deutschen Bahn AG keine Möglichkeit 
mehr gibt, eine schriftliche Beschwerde einzu- 
reichen, sondern nur noch auf eine kosten- 
pflichtige Telefonhotline zurückzugreifen, und 
falls ja, was gedenkt die Bundesregierung zu 
unternehmen, um die Rechte der Verbraucher 
diesbezüglich zu stärken? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Angelika Mertens 
vom 25. April 2003 

Nach Mitteilung der Deutschen Rahn AG (DB AG) können sich Kun- 
den jederzeit auch mit schriftlichen Beschwerden an die DB AG wen- 
den. 


81. Abgeordnete Ist der Bund Eigentümer des Schleusenleit- 

Ulrike dammes an der Schleuse Geesthacht, und wür- 

Mehl den sich in dem Fall Schadensersatzansprüche 

(SPD) an den Bund begründen, wenn Anwohner 

durch Qualmwasser massive Schäden an ihren 
Häusern erleiden würden?*) 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Angelika Mertens 
vom 25. April 2003 

Der Bund ist Eigentümer des Schleusenleitdammes an der Schleuse 
Geesthacht. Da es sich bei dem EU-Eife-Projekt aber nicht um eine 
Maßnahme des Bundes handelt, kommen Schadensersatzansprüche 
gegen den Bund nicht in Betracht. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Umweit, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit 


82. Abgeordneter 

Jochen-Konrad 

Fromme 


(CDU/CSU) 


Trifft es nach Kenntnis der Bundesregierung 
zu, dass ein gewerblich Tätiger beim Erwerb 
von Dosen oder anderen der neuen Pfand- 
pflicht unterfallenden Verpackungen den vom 
Verkäufer ausgehändigten Originalbeleg einer- 
seits seinem Steuerberater zur Abrechnung 
vorlegen muss, andererseits aber denselben Be- 
leg im Regelfall zur Erstattung seines Pfandes 
benötigt, und beabsichtigt die Bundesregierung 
im Rahmen ihrer Entbürokratisierungsbemü- 
hungen alsbald eine entsprechende Neurege- 
lung? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Simone Probst 
vom 6. Mai 2003 

Es trifft im Hinblick auf die Pflicht zu korrekten Angaben gegenüber 
den Finanzbehörden grundsätzlich auf keine Bedenken, wenn eine er- 
folgte Pfandrückerstattung auch auf dem Originalbeleg vermerkt wird, 
der den Pfandbetrag ausweist. Nach der Verpackungsverordnung ist 
die Pfanderstattung jedoch nicht an die Verwendung von Belegen ge- 


*) s. hierzu Frage 86 
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Bünden. Die Umsetzung der seit 1991 in der Verpackungsverordnung 
verankerten und seit dem 1. Januar 2003 aktualisierten Pfandpflicht 
ist den Wirtschaftsbeteiligten überantwortet. Dabei wird nach Kennt- 
nis der Bundesregierung das erhobene Pfand derzeit teilweise auf dem 
Kassenbon vermerkt. Dies gilt jedoch nur bis zum Start des bundes- 
weit einheitlichen Pfand- und Rücknahmesystems und der Verwen- 
dung eines einheitlichen Sicherheitskennzeichens für pfandpflichtige 
Gebinde, den die Wirtschaft für spätestens 1. Oktober 2003 zugesagt 
hat. 


83. Abgeordneter 

Klaus 

Hagemann 

(SPD) 


Wie ist der aktuelle Sachstand und der weitere 
zeitliche Ablauf der von der Europäischen 
Kommission geplanten Neugestaltung der eu- 
ropäischen Chemikalienpolitik und inwieweit 
ist es der Bundesregierung in diesem Zusam- 
menhang gelungen, die im gemeinsamen Posi- 
tionspapier vom 11. März 2002 mit dem Ver- 
band der Chemischen Industrie e. V. und der 
Industriegewerkschaft Bergbau, Chemie, Ener- 
gie vereinbarten Punkte auf europäischer Ebe- 
ne umzusetzen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Simone Probst 
vom 6. Mai 2003 

Ein von den Generaldirektionen Umwelt und Unternehmen gefertig- 
ter Entwurf einer „Verordnung (EG) des Parlaments und des Rates 
über die Registrierung, Bewertung, Zulassung und Beschränkung von 
Chemikalien“ (REACH-Verordnung) befindet sich seit Anfang April 
2003 in der kommissionsinternen Abstimmung. Es ist vorgesehen, 
über den Entwurf am 7. Mai 2003 eine Orientierungsdebatte im Kolle- 
gium der Kommissare zu führen und ihn unmittelbar danach für eine 
Konsultation der beteiligten Kreise zu Eragen der Praktikabilität in 
das Internet einzustellen. 

Der derzeit innerhalb der Kommission erörterte Entwurf liegt der 
Bundesregierung vor. Er hat einen Umfang von ca. 1 200 Seiten, der 
sich allerdings zum Großteil aus der inhaltlich unveränderten Über- 
nahme technischer Anhänge aus bestehenden Richtlinien ergibt. Eine 
erste Analyse zeigt in vielen Einzelfragen das Bemühen um Praktika- 
bilität und angemessenen Ausgleich der umweit- und wirtschaftspoliti- 
schen Ziele entsprechend den Grundgedanken des deutschen gemein- 
samen Positionspapiers. Es gibt jedoch auch Abweichungen. Die im 
Entwurf vorgesehenen Verfahren erscheinen teilweise noch unnötig 
kompliziert, insbesondere sind die Vorschläge des Positionspapiers 
zur Begrenzung des Aufwandes des Autorisierungsverfahrens im We- 
sentlichen nicht aufgegriffen worden. Nicht oder nur teüweise berück- 
sichtigt sind mehrere Vorschläge des Positionspapiers, die auf eine 
Verbesserung des Schutzniveaus zielen, so die Aussagen zum Regis- 
trierungsdatensatz für Stoffe mit Herstellungsmengen zwischen 1 und 
10 Jahrestonnen (jato), zu den Möglichkeiten einer Einbeziehung von 
Stoffen unter 1 jato, zur Qualitätssicherung und zur Einbeziehung be- 
stimmter sensibilisierender oder chronisch toxischer Stoffe in die Au- 
torisierung. Die im Entwurf vorgesehenen Erleichterungen bei 
Zwischenprodukten gehen über die Vorschläge des Positionspapiers 
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hinaus, die nur bei Zwischenprodukten in geschlossenen Systemen 
Erleichterungen vorsehen. 

Die Kommission strebt als Termin ihrer Beschlussfassung über den 
endgültigen Verordnungsentwurf den 23. Juli 2003 an. Danach könn- 
ten die Beratungen im Rat und im Europäischen Parlament im Herbst 
dieses Jahres beginnen. 


84. Abgeordnete 

Christine 

Lambrecht 

(SPD) 


Entspricht der Block B des Kernkraftwerks 
Biblis den Vorschriften des Betriebsgenehmi- 
gungsgesetzes? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Simone Probst 
vom 5. Mai 2003 

Eür die Überprüfung des Kernkraftwerks Biblis ist das Hessische 
Ministerium für Umwelt, ländlichen Raum und Verbraucherschutz 
zuständig. 

Nach den hier vorliegenden Kenntnissen gibt es bei Block B keine Ab- 
weichungen von den nach § 7 AtG erteilten Genehmigungen. 


85. Abgeordnete 

Christine 

Lambrecht 

(SPD) 


Wie und durch wen (Unternehmen RWE bzw. 
hessische Eandesregierung) wurde die Bundes- 
regierung über die jetzt bekannt gewordenen 
Mängel am Block A des Kraftwerks Biblis in- 
formiert? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Simone Probst 
vom 5. Mai 2003 

Das BMU wurde am 17. April 2003 fernmündlich und per Tele- 
fax durch das Hessische Ministerium für Umwelt, ländlichen Raum 
und Verbraucher schütz darüber informiert, dass das Sumpfsieb im 
Block A kleiner ist, als für Nachweise zur Beherrschung des Kühlmit- 
telverluststörfalls unterstellt; es wurde von einer etwa halb so großen 
Eläche gesprochen. Am 25. April 2003 wurde das Bundesministerium 
für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit vom Hessischen Mi- 
nisterium für Umwelt, ländlichen Raum und Verbraucherschutz per 
Telefax darüber informiert, dass die Anlage Biblis A hinsichtlich der 
Siebfläche im Bereich der Sumpfansaugung nicht der Genehmigung 
entspräche; genehmigt seien 7,3 m^. Die heute in der Anlage vorhan- 
denen Sumpfsiebe wichen wesentlich von der in der Genehmigung 
festgehaltenen Ausführung sowohl hinsichtlich der Eläche als auch der 
Maschenweite ab. 


86. Abgeordnete 

Ulrike 

Mehl 

(SPD) 


Sind der Bundesregierung die Planungen der 
Bundesländer Hamburg und Schleswig-Hol- 
stein für ein länderübergreifendes Natur- 
schutzprojekt „EU-Eife-Projekt Borghorster 
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Elbwiesen/Besenhorster Sandberge“ bekannt, 
bei denen u. a. der Schleusenleitdamm an der 
Schleuse Geesthacht als Hochwasserschutz- 
maßnahme auf einer Breite von ca. 80 m geöff- 
net werden soll, und wie beurteilt sie dieses 
Projekt?*) 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Simone Probst 
vom 28. April 2003 

Der Bundesregierung ist das von der Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften im Rahmen des Einanzierungsinstrumentes „Eife-Na- 
tur“ geförderte Projekt „Regeneration des limnischen Elbe-Ästuars 
u. a. für Oenanthe conioides (Schierlings-Wasserfenchel)“, das von 
den Bundesländern Hamburg und Schleswig-Holstein gemeinsam 
durchgeführt wird, bekannt. Mit dem Naturschutz-Projekt sollen im 
Bereich der „Borghorster Elbwiesen“ tide- und hochwasserbeeinfluss- 
te Ästuarflächen im Süßwasserbereich der Unterelbe mit ihrem cha- 
rakteristischen Arteninventar dauerhaft wiederhergestellt und zukünf- 
tig in einem günstigen Erhaltungszustand gesichert werden. Dazu ist 
unter anderem die Öffnung des Eeitdammes entlang der Elbe auf ei- 
ner Eänge von bis zu 70 m vorgesehen. Eine abschließende Äußerung 
zu der Maßnahme kann aber erst nach Vorliegen der konkreten Plan- 
unterlagen für die durchzuführenden Planfeststellungsverfahren ge- 
troffen werden. 

Die Bundesregierung begrüßt das flnanzielle Engagement der Kom- 
mission der Europäischen Gemeinschaften für dieses Projekt, das in 
der Zuständigkeit der Bundesländer Hamburg und Schleswig-Holstein 
durchgeführt wird. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Biidung 
und Forschung 


87. Abgeordneter 

Michael 

Kretschmer 

(CDU/CSU) 


Besteht aus Sicht der Bundesregierung die 
Möglichkeit, das Programm „InnoRegio“ 
trotz des Mittelabflusses, beispielsweise durch 
die Gründung weiterer innovativer Netzwerke 
oder durch die Vergrößerung des finanziellen 
Spielraums für erfolgreich arbeitende Netzwer- 
ke im Rahmen des ursprünglich geplanten An- 
satzes auszuweiten? 


Antwort des Staatssekretärs Dr.-Ing. E. h. Uwe Thomas 
vom 28. April 2003 

Die Möglichkeit der Eörderung weiterer innovativer Netzwerke in 
den neuen Eändern besteht bereits heute. Das Programm zur Eörde- 


*) s. hierzu Frage 81 
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rung „Innovativer regionaler Wachstumskerne“ führt das Politikziel 
von InnoRegio fort, indem es insbesondere Kooperationen von Wirt- 
schaftsunternehmen und Forschungs- und Bildungseinrichtungen un- 
terstützt, die auf Innovationen und wirtschaftliches Wachstum in ihren 
Regionen zielen. Initiativen, die noch am Anfang einer innovations- 
orientierten Vernetzung stehen, bietet das BMBF einen wichtigen Ent- 
wicklungsimpuls durch die Förderung von regionalen Innovations- 
foren. 

Eine Veränderung, insbesondere eine Minderung der im Rahmen des 
InnoRegio-Wettbewerbs ermittelten individuellen Budgets je InnoRe- 
gio-Initiative, ist gemäß Förderrichtlinien grundsätzlich nicht möglich, 
da hierfür den InnoRegios eine Zusage gegeben wurde. Aus heutiger 
Sicht besteht noch keine Veranlassung davon auszugehen, dass eine 
InnoRegio auf einen Teil der für sie reservierten Mittel verzichten 
möchte. 


88. Abgeordneter 

Michael 

Kretschmer 

(CDU/CSU) 


Welche Aktivitäten unternimmt die Bundes- 
regierung, um die angesichts des schleppend- 
en Mittelabflusses aus „InnoRegio“ aus der 
finanziellen Förderung fallenden Projekte im 
Programm „Innovative regionale Wachstums- 
kerne“ weiterhin zu unterstützen oder eine An- 
schlussförderung zu organisieren? 


Antwort des Staatssekretärs Dr.-Ing. E. h. Uwe Thomas 
vom 28. April 2003 

Dem BMBF sind keine Projekte bekannt, die im Rahmen des Pro- 
gramms Wachstumskerne „aus der finanziellen Förderung fallen“. 
Nach derzeitigem Stand arbeiten alle geförderten Initiativen planmä- 
ßig; mit der Erreichung der Projektziele kann gerechnet werden. Für 
neue Projekte, die sich aus der Arbeit der Wachstumskerne ergeben, 
stehen selbstverständlich auch die Förderprogramme des Bundes of- 
fen. Die Marktnähe der Wachstumskerninitiativen soll aber auch ver- 
stärkt dazu führen, privates Kapital für die Realisierung der Innova- 
tionen zu gewinnen. 


89. Abgeordneter 

Michael 

Kretschmer 

(CDU/CSU) 


Welche Schlüsse zieht die Bundesregierung für 
ihre eigene Forschungs- und Wirtschaftspolitik 
aus der Untersuchung der Prognos AG zur 
technologischen Leistungsfähigkeit deutscher 
Regionen, dargestellt im Technologieatlas der 
Prognos AG (Quelle: http://www.prognos. 
com/html/p_techatlas_l.html; Stand: 14. April 
2003)? 


Antwort des Staatssekretärs Dr.-Ing. E. h. Uwe Thomas 
vom 28. April 2003 

Die Bundesregierung sieht die Ansatzpunkte ihrer Forschungs- und 
Innovationspolitik durch den Technologieatlas der Prognos AG bestä- 
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tigt. Das Gutachten unterstreicht die hohe Bedeutung von Investitio- 
nen in Forschung, Entwicklung und Qualifikation für die wirtschaftli- 
che Leistungskraft von Regionen. Es fordert attraktive Rahmenbedin- 
gungen für Unternehmensgründungen, eine verbesserte Vernetzung 
von Akteuren sowie eine Fokussierung der Forschungs-, Bildungs- 
und Wirtschaftspoltik auf regionaler Ebene. In ihrer Berichterstattung 
zur technologischen Leistungsfähigkeit legt die Bundesregierung seit 
Jahren entsprechende Bestandsaufnahmen der Innovationsforschung 
vor. Gleichzeitig hat sie in ihrer Politik die notwendigen Konsequen- 
zen gezogen. Seit 1998 wurden die Ausgaben für Bildung und For- 
schung im Verantwortungsbereich des BMBF um 25% erhöht. Die 
Forschungs- und Innovationsförderung wurde - dort wo es sinnvoll 
ist - auf regionale Innovationsinitiativen wie InnoRegio konzentriert. 
Durch eine Vielzahl von Initiativen im Rahmen des Aktionspro- 
gramms „Wissen schafft Märkte“ wurden die Bedingungen für den 
Wissens- und Technologietransfer sowie technologieorientierte Unter- 
nehmensgründungen substantiell verbessert. Die Bundesregierung hat 
damit die Rahmenbedingungen nachhaltig verbessert, innerhalb derer 
sich die Entwicklung von Innovationsregionen vollziehen kann. Die 
von Prognos festgestellten Differenzen in der Innovationsdynamik 
von Regionen in Deutschland zeigt, dass diese Rahmenbedingungen 
unterschiedlich erfolgreich genutzt werden. Besonders erfreulich ist 
dabei, dass - folgt man den Ergebnissen des Prognos-Gutachtens - 
ostdeutsche Regionen, wie die Region Havelland-Fläming, ihre Positi- 
on zum Teil deutlich verbessern konnten.“ 


90. Abgeordnete 

Katherina 

Reiche 

(CDU/CSU) 


Beabsichtigt die Bundesregierung, die Bedarfs- 
sätze und Freibeträge im Rahmen des Bundes- 
ausbildungsförderungsgesetzes (BAföG) um 
jeweils 3 % bis zum Herbst 2003 mit einem 
Änderungsgesetz anzuheben, wie es im 15. Be- 
richt des Bundesministeriums für Bildung und 
Forschung nach dem BAföG zur Überprüfung 
der Bedarfssätze, Freibeträge sowie vom Hun- 
dertsätze und Höchstbeträge vom 26. März 
2003 auf Seite 44 empfohlen wird? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Christoph Matschie 
vom 7. Mai 2003 

Nein. Im Bericht der Bundesregierung wird die Anpassung auch kei- 
neswegs „empfohlen“. An der genannten Stelle wird lediglich die rech- 
nerische Ableitung aus den Daten zur Einkommens- und Preisentwick- 
lung dargestellt. Da gemäß § 35 Satz 2 in gleichem Maße aber auch 
„der finanzwirtschaftlichen Entwicklung Rechnung zu tragen“ ist, 
folgt nach deren Darstellung in dem Bericht die Schlussfolgerung der 
Bundesregierung, dass eine Anhebung der Bedarfssätze, Freibeträge 
und Sozialpauschalen derzeit finanzpolitisch nicht vertretbar ist. Diese 
Abwägung wurde insbesondere im Lichte der Tatsache getroffen, dass 
die im Berichtsteil belegte dynamische Steigerung der Geförderten- 
zahlen im Berichtsjahr und die vom Statistischen Bundesamt für das 
Studienjahr 2002 bekannt gegebene deutliche Steigerung der Studien- 
anfängerquote insgesamt auch ohne Anpassung im Herbst 2003 kei- 
nen Rückgang des erreichten hohen Förderungsniveaus und der für 
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das BAföG bereitgestellten Ausgaben befürchten lässt. Dass die Bun- 
desregierung unvermindert daran festhält, das durch das Ausbildungs- 
förderungsreformgesetz (AföRG) erreichte Förderungsniveau auch 
zukünftig beizubehalten, hat sie in dem Bericht bereits ausdrücklich 
bekräftigt. 


91. Abgeordnete Wenn ja, wie weit ist der Entwicklungsstand 

Katherina des Änderungsgesetzes? 

Reiche 

(CDU/CSU) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Christoph Matschie 
vom 7. Mai 2003 

Entfällt wegen Verneinung der vorangehenden Frage. 


92. Abgeordnete 

Katherina 

Reiche 

(CDU/CSU) 


Sieht die Bundesregierung Änderungsbe- 
darf beim Bundesausbildungsförderungsgesetz 
(BAföG) (§ 5 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3), da im Bil- 
dungsgang Assistent/in für das Hotel-, Gast- 
stätten- und Fremdenverkehrsgewerbe im Lau- 
fe der 3-jährigen Ausbildung ein Praktikum als 
Auslandspraktikum zu gestalten ist, BAföG- 
Anträge für Auslandspraktika von Berufsfach- 
schülern jedoch abschlägig entschieden werden 
mit der Begründung, dass nach dem BAföG 
die Förderung nur bezüglich höherer Fach- 
schulen, Akademien und Hochschulen, nicht 
aber bezüglich Berufsfachschulen gilt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Christoph Matschie 
vom 7. Mai 2003 

Nein. Änderungsbedarf bei § 5 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 BAföG wird der- 
zeit nicht gesehen. Danach wird Ausbüdungsförderung geleistet für 
den Besuch einer im Ausland gelegenen Ausbildungsstätte, wenn eine 
Ausbildung nach dem mindestens einjährigen Besuch einer inländi- 
schen Ausbildungsstätte an einer Ausbildungsstätte in einem Mitglied- 
staat der Europäischen Union fortgesetzt wird und ausreichende 
Sprachkenntnisse vorhanden sind. Für Berufsfachschulen gilt die För- 
derungsmöglichkeit nach Satz 1 also grundsätzlich auch. Zwar wurde 
die nachträgliche Einbeziehung der Berufsfachschüler im Zuge der 
parlamentarischen Beratungen zum 12. BAföG-Änderungsgesetz sei- 
nerzeit zugleich an die zusätzliche Voraussetzung geknüpft, dass der 
Besuch im Unterrichtsplan zur Vermittlung von Kenntnissen der 
Sprache des jeweiligen Landes vorgeschrieben ist (vgl. § 5 Abs. 2 
Satz 2 BAföG). Die seinerzeitige Begründung, dass die erhebliche Un- 
terbrechung der in der Regel zweijährigen Ausbildung an Berufsfach- 
schulen deren generelle Einbeziehung in die Auslandsförderung nicht 
sachgerecht erscheinen lässt, hat weiter Bestand. 
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Soweit die Frage auf Änderungsbedarf nicht nur in dem ausdrücklich 
angesprochenen § 5 Abs. 2 BAföG, sondern auf die Praktikumsförde- 
rung nach § 5 Abs. 5 BAföG abzielen sollte, ist der dortige generelle 
Ausschluss aller im Zusammenhang mit dem Berufsfachschulbesuch 
absolvierten Praktika auf dieselbe Erwägung gestützt wie hinsichtlich 
der Beschränkung zu Absatz 2 erläutert. Noch mit dem 7. BAföG- 
ÄndG war die Möglichkeit der Absolvierung eines Praktikums außer- 
halb dieses Gesetzes nur für Hochschulen vorgesehen. Durch das 
1 1 . BAföGÄndG wurde die Möglichkeit eines Auslandspraktikums 
auch für Auszubildende an Höheren Fachschulen und Akademien er- 
öffnet. Die Ausweitung (nur) auf diese beiden Bereiche wurde damit 
begründet, dass auch diese Ausbüdungsstätten dem tertiären Bildungs- 
bereich zuzuordnen sind. 

Auslandspraktika im Zusammenhang mit den in der Regel nur ein- bis 
zweijährigen Ausbildungen an Berufsfachschulen können dagegen 
weiterhin nach der eindeutigen gesetzlichen Regelung in § 5 Abs. 5 
Satz 1 BAföG ausnahmslos nicht gefördert werden. In dem speziell 
angesprochenen Bildungsgang „Assistent/in für das Hotel-, Gaststät- 
ten- und Fremdenverkehrsgewerbe“ relativiert sich die Folge schon 
dadurch, dass diese Ausbildung auch an Höheren (Berufs-)Fachschu- 
len angeboten wird, die eben doch auch hinsichtlich der Auslandsprak- 
tika gefördert werden können. Ein im Zuge der Bundesratsbeteiligung 
zum Ausbildungsförderungsreformgesetz (AföRG) im federführenden 
Kulturausschuss eingebrachter Länderantrag zur Einbeziehung der 
Praktika von Berufsfachschülern in § 5 Abs. 5 BAföG hat keine Mehr- 
heit gefunden. 

Die Bundesregierung hat aber bereits damals angekündigt, dass sie ge- 
nau beobachten und zu gegebener Zeit umfassend evaluieren wird, ob 
sich die Auslandsförderung in der jetzigen Form bewährt. 

In diesem Zusammenhang wird auch die Frage erneut zu prüfen sein, 
ob die geltenden Bestimmungen des BAföG über die Förderung von 
Auslandsausbildungen und Praktika auch neu entwickelten Ausbil- 
dungsformen sowie der gestiegenen und erwünschten Mobilität von 
Schülerinnen, Schülern und Studierenden noch angemessen Rech- 
nung trägt. 


Berlin, den 9. Mai 2003 
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